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Einleitung’. 

1. Entstehung ständiger Zentralbehörden. 

Noch für die letzten Jahrhunderte des deutschen Mittel¬ 

alters gilt die Regel, daß der Landesherr persönlich die Ver¬ 

waltung seines Landes versieht. Der häufige Ortswechsel der 

Hofhaltung erklärt sich nicht nur aus den wirtschaftlichen Ver¬ 

hältnissen, die einen Verbrauch der Naturerzeugnisse an Ort 

und Stelle erforderten, er ordnet sich, auch zweckmäßig den 

Grundsätzen der persönlichen Beaufsichtigung durch den 

Landesherrn und seiner Ausübung der Gerichtshoheit ein. 

Zwar ist an die örtlichen Beamten, die Vögte eines Bezirks, 

Amtsleute oder wie sie sonst heißen, das Recht eines Gebots 

oder Verbots von Staats wegen schon längst übertragen, aber es 

fehlt, und das ist für jene Zeit gerade charakteristisch, in den 

Territorien jede Art von Zentralverwaltungsbehörde unter dem 

Landesherrn. Die Hofordnungen zeigen die Inhaber der Hof¬ 

ämter, die sich der höchsten Geltung im Dienste des Landes¬ 

fürsten erfreuen, in erster Linie mit den Geschäften des fürst¬ 

lichen Haushaltes betraut; eine Behörde, die einen Anspruch 

darauf hätte, in wichtigen Angelegenheiten der Verwaltung oder 

Politik herangezogen und gehört zu werden, sind sie nicht; 

das schließt natürlich nicht aus, daß sie auch zu solchem Dienste 

gelegentlich oder auch häufiger herangezogen worden sind. Blieb 

eine solche Befragung der Ratpflichtigen bis ins sechzehnte Jahr¬ 

hundert hinein in das Belieben des Landesherrn gestellt, so be¬ 

zeichnet die in diese Zeit fallende Entstehung eines ständigen 

Rates „collegium formatum“ den Beginn der Entwicklung de$ 

modernen Staates. Das neue Beamtentum, das zunächst in der 

Bezirks Verwaltung sein Arbeitsfeld gefunden hatte, schafft sich 

nun Raum und Geltung in der Zentral Verwaltung. 
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Wenn auch in der Idee die Amtshoheit des Herrschers 

dadurch keine Einschränkung erfahren sollte, so erhielt die 

Delegation der ihm zustehenden Rechte der Ausübung nach an 

die neueingesetzten Behörden doch tatsächlich eine solche Be¬ 

deutung. Die Entstehung eines ständigen Rates ist eben der 

Ausdruck dafür, daß bei steigendem Umfang der Geschäfte die 

Einzelperson des Fürsten nicht mehr die Einheitlichkeit der 

Behandlung aller staatlichen Aufgaben zu gewährleisten ver¬ 

mag. Eine solche Entwicklung finden wir demnach in allen 

weltlichen Territorien des Mittelalters an der Schwelle der 

Neuzeit; etwas Ähnliches vollzieht sich auch in dem Lande, das 

sich damals aus einem Gebiet geistlicher Herrschaft in ein 

weltliches Herzogtum verwandelt. 

2. Organisation des Ordens. 

Freilich war das Deutschordensland, wie die Statuten des 

deutschen Ordens zeigen, den weltlichen Gebieten in der 

Organisation der Verwaltung dank seinem geistlichen Charakter 

ein gutes Stück voraus gewesen1). Gierke nennt den Orden 

..einen zentralisierten Verwaltungsstaat von fast modernem 

Aussehen.u Die Brauchbarkeit der örtlichen Verwaltung war 

durch die Einrichtung der Landkomtureien und Komtureien 

gesichert, die Einheitlichkeit in der Zentralinstanz, soweit sie 

erforderlich schien, durch das alljährlich zusammentretende 

große Kapitel, das sich dann Rechenschaft ablegen ließ. Landes¬ 

herr war hier eben eine vielgliedrige Persönlichkeit, der ge¬ 

nossenschaftliche Orden selbst ; ganz von selbst war insofern der 

Zentralinstanz, dem großen Kapitel, die eingehendste Kenntnis der 

Bedürfnisse und Verhältnisse der örtlichen Verwaltung eigen. 

Der Umstand jedoch, daß der Hochmeister sein Amt auf Lebens¬ 

zeit innehatte, während das Kapitel nur für kurze Zeit zu¬ 

sammentrat, ließ allmählich den Gedanken verblassen, daß 

ursprünglich die Gesamtheit des Ordens die Inhaberin der 

') Ygl. A. Klein: Zentrale Finanzverwaltung im Deutschordensstaate. 

(Schindlers Forsch. XXIII. 2.) 



Ordensrechte war. Der Hochmeister wurde so die tatsächliche 

Zentralinstanz und gewann, zunächst in der Geltung nach außen 

hin gegenüber den europäischen Mächten, landesfürstliche Stellung, 

statt nur als Bevollmächtigter des Kapitels zu gelten. Auch 

der engere Beirat, der dem Hochmeister in den fünf obersten 

Ordensgebietigern, Großkomtur, Marschall, Oberstspittler, Oberst¬ 

trappier und Treßler, gegeben war, büßte allmählich an Be¬ 

deutung ihm gegenüber ein. Besondere Umstände, die in der 

auswärtigen Politik des Ordens um 1500 ihre Erklärung finden, 

begünstigten noch diese Entwicklung, die mit der Säkularisation 

des Ordenslandes ihren Abschluß fand. Um in ihren Nöten 

der Krone Polen gegenüber einen Rückhalt zu gewinnen, gingen 

die Ordensritter dazu über, Männer fürstlichen Geblüts zu Hoch¬ 

meistern zu wählen, deren Verwandtschaft dann für sie ein treten 

könnte. Schon in Erwartung dieser Würde sind Herzog 

Friedrich von Sachsen und nachher Markgraf Albrecht von 

Brandenburg-Ansbach in den Orden eingetreten. Es war nur 

natürlich, daß sie Räten ihr Ohr liehen, die sie aus der Heimat 

mitgebracht hatten, und daß die Großgebietiger an Bedeutung 

verloren. Schon zur Zeit Friedrichs finden wir einen Ordens-, 

kanzler Dietrich von Werthern, der nicht Bruder des Ordens 

war und später in die Dienste Georgs von Sachsen überging1). 

3. Albrecht als Hochmeister. 

Solche Unregelmäßigkeiten sind damals um so weniger 

auffällig, als es ohnehin Mühe macht, die großen Ämter des 

Ordens angemessen zu besetzen. Auf eine Anfrage der Ordens¬ 

herren wegen Bestellung dieser höchsten Ämter kann Albrecht 

erwidern, er habe ,,bei seinem Hereinkommen2) die obersten 

Ämter gänzlich unbesetzt“ ' vorgefunden. Er lehnt also eine 

Verantwortung für diese Zustände ab, hält aber eine durch¬ 

greifende Änderung aus Sparsamkeitsgründen, da „der Orden 

b Joachim: Politik des letzten Hochmeisters Albrecht von Brandenburg 

III 144. Erläutertes Preußen Y. 354. 

2) Joachim III. 145. No. 6 (undatierte eigenhändige Erklärung). 
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sich auf das engste einziehen“ müsse, für untunlich. Ein 

Trapieramt zu erhalten, sei der Orden zur Zeit nicht imstande. 

Es zeigt sich eben darin, daß der Orden eine niedergehende 

Größe ist, der der ehemalige Zustrom tüchtiger Kräfte fehlt, 

da sie keine Zukunft für sich sehen. Das, meinte der Hoch¬ 

meister, werde sich vielleicht ändern, wenn man gute Familien¬ 

verbindungen berücksichtige, wie sie z. B. der für spätere Zeit 

zum Ordensmarschallamt ausersehene Herzog vou Braunschweig 

habe. Aber eigentlich widersprechen solche Rücksichten doch 

schon der guten Ordenstradition und sind ein Zeichen seiner 

inneren Zersetzung. 

Die Klagen des Hochmeisters wegen der ungünstigen Ver¬ 

mögenslage des Ordens waren zweifellos durchaus berechtigt; 

Georg v. Eltz, der als oberster Marschall und Gesandter des 

Hochmeisters im kaiserlichen Hoflager weilte, war aus Mangel 

an Geld so heruntergekommen, daß er „auf einem Esel reiten 

mußte und nur noch anderthalb Menschen bei sich“1) hatte, und 

das auf einem Posten, wo er durch Freigebigkeit sich und 

dadurch dem Orden Freunde zu werben suchen sollte. Dennoch 

mögen die Ordensherren mit ihrer Vermutung, die sie hinreichend 

erkennbar andeuten, Recht gehabt haben, daß Albrecht absichtlich 

die hohen Ordensämter habe in Verfall kommen lassen. Freilich 

verlangen2) selbst sie nicht, daß Albrecht ganz auf weltliche 

Räte oder auch geistliche, die nicht zum Orden gehören, ver¬ 

zichten solle; nur in Ordenspersonalfragen oder rein internen 

Angelegenheiten wollen ausschließlich sie zugezogen werden. 

Darin liegt schon das Zugeständnis, daß auch sie in ausländischen 

Händeln und in Fragen des Landesregiments und der Ordnung 

des Ordens den Ausschluß anderer Berater für unvollziehbar 

halten. In solchen Geschäften wollen sie also nur als gleich¬ 

berechtigte Räte in gemeinsamer Verhandlung hinzugezogen 

werden. Das ist unverkennbar ein Ausdruck des Mißtrauens; 

J) Joachim III 149 Nr. 14. 

2) Joachim III 144 Nr. 5. 



denn diese letzte Forderung, daß Albrecht jene Räte und sie 

„sämtlich und einträchtiglich seine und des Ordens Notdurft 

beratschlagen lasse“, hat nur dann Sinn, wenn sie es hatten 

erleben müssen, daß der Hochmeister sie gar nicht befragte oder 

sich wenigstens über ihre Gutachten hinwegsetzte. 

Je mehr sich unter den Ordensherren eine Partei bemerkbar 

machte, die dem Hochmeister entgegenarbeitete und seine weit 

ausgreifenden Pläne beargwöhnte, um so geringer mußte 

Albrechts Bereitwilligkeit werden, sich durch Neubesetzung 

wichtigerer Ordensämter mit Ritterbrüdern die Freiheit des 

Handels für die Zukunft zu erschweren. So erklärt es sich, 

daß trotz Albrechts in der Form entgegenkommenden Erklärungen 

doch alles beim Alten blieb und die Verweltlichung des Ordens 

weitere Fortschritte machte. 

Der Grundsatz des Hinhaltens, den der Hochmeister in 

der Verwaltung an wandte und bei seinem Hinauszuge ins 

Reich den hinterlassenen Regenten eingeschärft1) hatte, ließ sich 

schließlich der Krone Polen gegenüber in der Frage der Lehns- 

pflichtigkeit nicht mehr mit Erfolg behaupten. Hilfe aus dem 

Reich stand nicht in Aussicht; so mühselig der Hochmeister 

während einer Reihe von Jahren einen Schein von Selbständig¬ 

keit gegen König Sigismund aufrecht erhalten hatte, indem er 

es vermied, die Belehnung nachzusuchen, endlich ließen ihn 

seine politischen Verlegenheiten doch den Ausweg der Säku¬ 

larisation seiner Herrschaft in Verbindung mit der Lehns¬ 

abhängigkeit ergreifen, wie sie im Krakauer Frieden vom 

8. April 1525 festgestellt wurde. 

Ü Joachim III 185 Nr. 46. 3. 
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I. Schaffung des Kollegiums der Oberräte. 

4. Zeitverhältnisse. Persönlichkeit Albrechts. 

Eine Umgestaltung der Organisation des ganzen Staats¬ 

wesens scheint die notwendige Folge. Sie wird sich zunächst 

in der Zentralverwaltung bemerkbar machen müssen; doch wie 

auch hier das Alte sich zu behaupten vermag, wie kräftig die 

verschiedensten Hemmungen, die in den Hingen wie in den 

Personen liegen können, sich erweisen, das läßt sich ohne 

weiteres nicht ermessen. Das Quellenmaterial, das darüber 

Auskunft geben sollte, ist jedoch äußerst dürftig. 

In einer Hinsicht begünstigte die allgemeine Entwicklung 

in Deutschland die Umgestaltung der staatlichen Existenz 

Preußens, das seit der Bekehrung seiner Nachbarn als Ordens¬ 

staat keine besonderen Aufgaben mehr zu erfüllen hatte. Noch 

zur Zeit des Hochmeisters Friedrich v. Sachsen wäre seine Ver¬ 

weltlichung als ein unerhörter Raub an der Kirche undenkbar 

gewesen. Wie deren Besitz als schlechthin unantastbar galt, 

so wäre auch eine Umwandlung einer geistlichen Organisation 

wie der des Ordens als sündhaft und unmöglich empfunden 

worden. Nun aber war mit der Verweltlichung Preußens 

zugleich die Anerkennung und Durchführung des neuen luthe¬ 

rischen Bekenntnisses gegeben; von religiöser Scheu und aus ihr 

sich ergebenden Rücksichten brauchte also nicht die Rede zu sein. 

Die besonderen Zeitverhältnisse hätten eine gründliche 

Reform insofern erleichtert, als mit dem Krakauer Vertrage für 

Preußen eine Zeit ungestörten Friedens begann; denn die 

Bemühungen des Deutschmeisters, gegen Albrecht die Macht 

des Kaisers und des Papstes in Bewegung zu setzen, die zu 

seinem Schutze nicht zu haben gewesen waren, bedeuteten kaum 

eine ernste Bedrohung. Hinzu kam, wie oben gesagt, die Tat¬ 

sache, daß die alte Art der Ordensverwaltung ohnehin schon 

vielfach durchbrochen war; die Beharrungstendenz, die allen 

Institutionen einzeln und in ihrem Zusammenhänge eignet, war 

demnach bereits abgeschwächt. 
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Daher kam alles darauf an, wie sehr oder wie wenig 

Albrecht, der neue Herzog, den Anforderungen entsprach, die 

man an den Organisator eines Staatswesens stellen muß, und 

ob er für die Bedeutung und Gunst der Zeit das rechte Ver¬ 

ständnis hatte. Was jetzt, wo mit einer geschlossenen ständischen 

Opposition noch nicht gerechnet zu werden brauchte, versäumt 

wurde, das war später nicht mehr wieder gut zu machen. Aber 

Albrecht wurde nach dem Urteil Breysigs1) durch die innere 

Unsicherheit des Usurpators gelähmt. Als er, nach verlorenen 

Jahrzehnten, in den sechziger Jahren den Versuch einer mehr 

absolutistischen Regierung wagt, da bricht die Katastrophe über 

ihn herein, die das entschiedene Übergewicht der Stände auch 

für die Folgezeit begründet. Bis zum Krakauer Frieden hatten 

ihn vorzugsweise die Sorgen seiner auswärtigen Politik in 

Anspruch genommen. Aus der Veröffentlichung Joachims über 

seine Politik als Hochmeister lernt man ihn als einen sehr 

beweglichen, den verschiedensten Plänen und selbst abenteuer¬ 

lichen Gedanken nachhängenden Herrn kennen. Leicht gibt er 

sich fremdem Einfluß hin, wie dem Dietrichs von Schönberg; 

es fehlt ihm an Stetigkeit und Ausdauer, deren Mangel mitunter 

freilich die Beschränktheit seiner materiellen Mittel entschuldigen 

mag. Er war kein guter Haushalter; finanzielle Selbständigkeit 

aber wäre das erste Erfordernis gewesen, um von den Ständen 

unabhängig zu sein. Weder in der gedruckten Literatur noch 

auch in den Akten begegnen wir einem Hinweis, daß Albrecht 

auf mehr ausgegangen sei als die Einsetzung von Vertrauens¬ 

personen unter einem veränderten Titel, wofür sich dann die 

auch sonst üblichen Amtsbezeichnungen der Hofhaltsverwaltung 

empfahlen. 

5. Begründung der Behörde. Älteste Bestallungen. 

Zwar berichtet der vermutliche Verfasser von „Leben und 

Taten Herrn Albrecht des Älteren“ F. S. Bock, daß Albrecht 

nach seiner Rückkehr aus Deutschland im Jahre 1525 die fünf 

b Urk. u. Akt. XV. S. 21. 
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obersten Gebietiger1) beurlaubt oder mit einer Bedienung unter 

einem anderen Namen (andern Amt) versehen habe, und es 

klingt so, als ob ihre Entfernung aus ihren Ämtern dadurch 

notwendig geworden sei, weil diese Personen selbst oder durch 

ihre Unterbedienten die armseligen Untertanen bis aufs Blut 

ausgesogen hätten, während mit dem neuen Herzog gewisser¬ 

maßen ein neues Zeitalter habe heraufziehen sollen. Doch 

werden wir diese Bemerkung nicht auf besondere aktenmäßige 

Kenntnis zurückzuführen, sondern als erweiternde Kombination 

auf Grund des Wortes „beurlaubet“ im „ErlätLterten Preußen“2) 

anzusehen haben. Gegen Bocks Glaubwürdigkeit spricht der 

Umstand, daß Albrecht sonst als Hochmeister so böse Zustände 

selbst hätte geduldet haben müssen, und vor allem, daß Bock an 

derselben Stelle Bestimmungen anführt, die erst die Regiments¬ 

notel festgesetzt hat; dagegen spricht auch die sonstige Über¬ 

lieferung von dem damaligen Zustande der Ordensämter. 

Der von Joh. Voigt herausgegebene Namenkodex der 

deutschen Ordensbeamten nennt als letzten Großkomtur Jobst 

Truchseß von Wetzhausen (1523?), als obersten Marschall Georg 

v. Eltz (1522), als obersten Spittler Nikolaus von Pflug (1511), 

als obersten Trapier Rudolf von Tippeiskirchen (1516), während 

der letzte Treßler gar nicht in Betracht kommt. Die in Klammern 

beigefügte Zahl bedeutet das Ende der Amtsverwaltung. Nur 

Georg v. Eltz tritt auch nach der oben angegebenen Zeit noch 

im Dienste des Hochmeisters auf, aber auch nur ein Jahr lang. 

Daraus erhellt, daß besondere Rücksichten auf Inhaber dieser 

Ämter bei Neueinrichtung der Regierung nicht zu nehmen waren. 

Doch geschah diese ohnehin nicht in einer einheitlichen 

Handlung, wie Bock es sich wohl wieder auf Grund der An¬ 

gaben des „Erläuterten Preußen“ vorstellt, durch Einsetzung 

von vier „Regimentsräten“. Diesen späteren Titel statt des zu¬ 

nächst gebräuchlichen „Oberräte” gibt Bock dem Landhofmeister, 

Oberburggrafen, Kanzler und Obermarschall, die zusammen als 

1) Bock: L. u. T. S. 153. 

2) Erl. Pr. I. 81. 
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höchste Behörde späterhin die Regierung de^ Landes in Händen 

hatten. Noch in der Landesordnung von 1526 ist in der Endes¬ 

unterzeichnung von Oberräten nichts zu finden. Hier wird 

noch der Bischof Georg von Samland als oberster Kanzler be¬ 

zeichnet, und ebenso geschieht es durch ihn selbst noch im 

folgenden Jahre in einem Briefe1). Wenn wirklich statt seiner 

der sonst als Landhofmeister bekannte Heinrich v. Kitlitz die 

Amtsgeschäfte der Kanzlei erledigt und beaufsichtigt haben 

sollte, während der Bischof nur den Titel führte, so wäre das 

ein Beweis mehr für die Unvollständigkeit der ersten Organi¬ 

sation. Schon weil der erste Obermarschall Peter Patyn erst 

im Jahre 1531 ernannt wird, kann die Einrichtung der soge¬ 

nannten Oberratstube nicht gleich nach der Säkularisation erfolgt 

sein, wie auch in den ältesten Bestallungen der erwähnten 

höchsten Beamten die Bezeichnung „Oberrat“ nicht begegnet. 

Die früheste mir bekannte Bestallung ist die des Ober¬ 

burggrafen Hans v. Bösenrade, die vom Donnerstag in den 

heiligen Ostertagen, dem 20. April 1525 datiert (zurückdatiert?) 

ist. Bösenrade, ein mecklenburgischer Edelmann, war dem 

Hochmeister zur Zeit seiner größten Geldverlegenheiten nahe¬ 

getreten und hatte solchen Einfluß gewonnen, daß er bald ganz 

in dessen Dienst gezogen wurde. Seine Bestallung2) ist in sehr 

allgemeinen Ausdrücken gehalten:.„tun kund, daß 

wir Hans von Besenrode (so!) die Zeit seines Lebens zu unserem 

Rat, Diener und obersten Burggrafen zu Königsberg bestellt 

und angenommen haben, also daß sich derselbe die Zeit seines 

Lebens und dieweil er vermögend und in Vollmacht seines 

Leibes ist, in unsern Händeln und Geschäften und sonderlich 

was ihm als einem Burggrafen zu tun eignet, in Räten und 

anderen ehrlichen tätlichen Sachen gebrauchen zu lassen.“ ....... 

Es folgt dann noch die Verpflichtung, mit sieben gerüsteten 

Reisigen und einem Sattelpferd bereit zu sein. 

9 Erl. Pr. Y. 354. 

2) Kbg. St.-Archiv Etatmin. 121b (Schrank 6, Fach 21, 24—26). 
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Man sieht, hißr, knapp zwei Wochen nach dem Krakauer 

Frieden ist von einer eingehenden Instruktion noch keine Rede, 

nicht einmal von einem besonderen Dienst in der Ratstube. Die 

Pflichten eines Burggrafen werden als bekannt vorausgesetzt; 

die Sorge für den fürstlichen Haushalt steht also wrolil noch 

dem Dienst in der Landesverwaltung voran. 

Die Art der Ratspflicht, die hier erwähnt wird, ist aus 

einer Eidesformel von unbestimmtem Datum bekannt: Der die 

Ratpflicht Beschwörende gelobt1), „f(ürstlicher) G(naden) Ehre, 

Nutz, Gedeih und Bestes zu betrachten,.in allen 

Sachen und Händeln seinen getreuen Rat, niemand zu Liebe 

oder zu Leide, mitzuteilen, hierin nicht anzusehen Gnade oder 

Ungnade, Gift, Gabe oder eigenen Nutzen, Haß, Neid, Gunst, 

.getreulich zu raten, als wäre es seine eigene Sache 

oder wie er sich selbst wollte geraten haben, sich auch in allen 

gerichtlichen und anderen Händeln unparteiisch zu halten, auch 

jemand, er sei Fremder oder Einwohner, keinen Rat schriftlich 

oder mündlich um seines Nutzens willen in Sachen, so vor f. G. 

sollen gehandelt werden, ohne f. G. Bewußt zu geben,. 

Schimpfliches, Schädliches und Nachteiliges f. G. eigner Person 

anzusagen oder so er zu f. G. füglich nicht kommen könne, 

durch Boten zu melden. Was ihm von f. G. Rats Weise in 

Rat oder außerhalb des in Sonderheit vertraut werde oder ob er 

von f. G. etwas erfahre oder persönlich sehe, daraus er Schaden 

vermuten könne für f. G. Erben, Lande oder Leute, so er es 

nachsage, — das gelobt er niemand zu offenbaren oder zu ver¬ 

trauen“ . 

Bei dem Schlußsatz kann man im Zweifel sein, ob das 

„ratsweise“ bedeuten soll „gelegentlich einer Verhandlung im 

Rat“ oder ob eine besondere Verschwiegenheitspflicht festgestellt 

werden soll hinsichtlich der im Rat beobachteten Geschäfts¬ 

behandlung, der Organisation, der „Rats Weise“. Die Schreibung, 

undeutlich ob in einem Worte oder in zweien, gibt darüber 

i) Kgb. St.-Arch. 13035 S. 6. 
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keinen Aufschluß ; denkbar ist beides. An befreundete Territorien 

pflegte man nämlich im 16. Jahrhundert seine „Ordnungenu 

unter Umständen auszuleihen, aber auch nur an solche, 

während man sonst die Einzelheiten der Organisation sorgfältig 

geheim hielt. 

Nach Bösenrades Tode im Mai 1529 wurde Martin 

v. Kannacher Oberburggraf; seine Bestallung1) vom 1. Juli 1529 

ist ziemlich genau in denselben Ausdrücken wie die seines 

Amtsvorgängers gehalten3). 

Aus der ältesten Zeit scheinen sich weiter keine Be¬ 

stallungen erhalten zu haben. Erst vom 5. März 1583 und 

dann am 1. Januar 1535 noch einmal wiederholt findet 

sich eine Notiz über Bestallung Friedrichs v. d. Oelsnitz zum 

Obermarschall, zu einer Zeit also, in der man die Einrichtung 

der Oberratstube für beendet hält. Darin heißt es, daß F. v. d. 

Oelsnitz „solchem Amt laut unserer Hofordnung mit getreuem 

Fleiß vorzustehen habe‘c, ohne daß nähere Ausführungen gegeben 

sind, und daß er sich „wie einem Ehrliebenden von Adel ge¬ 

bührt gegen uns zu halten habe“. Nach den Angaben des Erl. 

Pr. I 106 und nach einer Liste der Obermarschälle aus späterer 

Zeit (Etatsmin. 121 b) wäre damals aber noch Hans Geelhorn 

von Jasenitz Obermarschall gewesen, v. d. Oelsnitz hat dem¬ 

nach wohl seine Hauptmannschaft Hohenstein zunächst behalten; 

als er dann später das Amt doch übernahm, scheint er sich 

darin nicht wohlgefühlt zu haben; schon vom Jahre 1538 liegt 

ein Entlassungsgesuch von ihm vor; der Herzog hat es freilich 

unter dem 10. August mit der Begründung abgelehnt, daß „ihm, 

degleichen auch Land und Leuten seine Person bei Hofe zu 

haben nicht wenig, sondern viel gelegen; er werde sich auch 

also in die Sachen und seinen Beruf noch schickenu. 

ö Kgb. St.-Arch. Ostpr. Fol. 914 S. 79 und 174. 

-) M. Kannacher wird noch am 29. Juli 1545 als Oberburggraf genannt. 

(Kgb. St.-Arch. Ostfbr. Fol. 91 ö, S. 354), vgl. Nostitz, S. 113, Anmerkung 2. 

9 
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6. Protokolle der Oberrätstube. 

Da sich für die älteste Zeit von Amtsinstruktionen oder 

der erwähnten Hofordnung leider nichts erhalten zu haben 

scheint, kann man nur aus den Protokollen der Oberratstube 

eine ungefähre Vorstellung von dem Pflichtenkreis gewinnen, 

den der Herzog mit dieser Bemerkung bezeichnen will. Die 

Protokolle beginnen unter der Bezeichnung „Rat und Abschied“ 

oder „Ratbuch“ mit dem Jahre 1526. Allerdings handelt es 

sich dabei nicht um richtige Verhandlungsprotokolle, sondern 

in der Regel nur um Angabe des Gegenstandes der Verhandlung 

und des Beschlusses, der ihr Ergebnis ist. Infolgedessen geben 

sie kein Bild von dem Anteil, den die einzelne Person an der 

Beratung hat. Auch lassen sie nicht erkennen, ob infolge der 

Vervollständigung der Oberrätstube, wie wir sie für 1531 

spätestens vermutet haben, irgend eine Neuordnung eingetreten 

ist. (Vielleicht ist in dieses Jahr die oben genannte Hofordnung 

zu setzen.) Der Herzog selbst ist häufig als anwesend genannt; 

die Oberräte, Land- und Hofräte und die Beamten der Kanzlei 

erledigen die Geschäfte, ohne daß eine Arbeitsordnung, eine 

Ressortteilung zu erkennen ist. 

Fragen der äußeren Politik werden erörtert. Es handelt 

sich z. B. darum, ob man dem König von Ungarn Hilfe1) gegen 

die Türken leisten soll (1529). Das macht wieder Verhandlungen 

mit den Städten2) des Herzogtums wegen der Höhe und Auf¬ 

bringung dieser Türkenhilfe erforderlich. Es wird Beschluß 

gefaßt über die Beschickung eines Tages zu Elbing3), auf dem 

Münz- und Landesordnung verhandelt werden sollen. Die Be¬ 

stätigung4) von Privilegien wird erwogen. Beamte der5) Lokal- 

verwaltung wie der Hauptmann von Soldau erhalten auf ihr 

l) Kgb. St.-A.rch. Halb ach. 1130 S. 74. 

-) „ .. ,, 1130 S. 65 ff. 
3) „ ., „ 1131 S. 101. 

4) ,, „ „ 1130 S. 37. 

•r’) .. .. „ „ 1131 S. 112. 



13 

Ansuchen Verhaltungsmaßregeln. Beamte1) werden zur Ver¬ 

antwortung gezogen, die Ergebnisse der Musterung von Neiden- 

burg werden2) erörtert; eine bereits vorgenommene3) Amtsver¬ 

rechnung wird wiederholt, weil das Ergebnis sich als unrichtig 

erwiesen hat. Gesuche um4) Entlassung aus des Herzogs Diensten 

finden ihre Behandlung. Ein Antrag5) auf eine Art vormund¬ 

schaftlicher Güterverwaltung liegt vor; Testamente6) werden 

errichtet und dem Schutze des Herzogs7 8) empfohlen. 

Den weitaus größten Raum aber beanspruchen Rechts¬ 

streitigkeiten, sei es daß sie der Jurisdiktion der Ratstube unter¬ 

liegen, sei es daß die Zuständigkeit städtischer Gerichte fest¬ 

gestellt oder angefochten wird. 

Immerhin ergibt alles dies keinen systematischen Überblick, 

sondern mehr einen zufälligen Ausschnitt aus der Tätigkeit der 

Oberräte. Eine zusammenfassende Darstellung von deren Stellung, 

ihren Rechten und Pflichten enthält erst die Regimentsnotels) 

vom 18. November 1542. 

II. Steliung der Oberräte nach Regimentsnotel 

nnd Testament Albrechts. 

7. Die Oberräte als Organe der Zentralverwaltung. 

Die Regimentsnotel, die eigentlich erst die gesetzliche 

Grundlage für das Kollegium der Oberräte schuf, zeigt den 

Entschluß des Herzogs, nach wie vor mit dem Adel des Landes 

zusammenzugehen, ihn durch Privilegien sich zu verpflichten ; 

der Erfog freilich entsprach durchaus nicht dem, was er damals 

erwarten mochte. 

J) Kgb. St.-Arcli. Ratbueh 1131 S. 112. 

2) „ „ „ •: 1135 S. 133. 

3) „ „ „ 1131 S. 118. 

4) v „ „ „ 1134 S. 304, 1136 S. 5 a 

B> „ „ „ 1131 S, 20. 

6) „ „ ,, 1136 S. 3. 

7j „ „ 1134 S. 65. 

8) Privilegia der Stände Preußens 51—56. 



In der Regimentsnotel stellt der Herzog zunächst fest, daß 

er schon bisher mit Rat des Hofmeisters, obersten Burggrafen 

zu Königsberg, Kanzlers und Obermarschalls als seiner gewogensten 

und vornehmsten Räte regiert habe und noch so regiere. Dieser 

Hinweis entspricht der damals noch allgemein herrschenden 

Vorstellung, daß der Landesherr durch seine persönliche Gegen¬ 

wart und Tätigkeit eine dauernde Behörde im Grunde über¬ 

flüssig mache. Er zieht dann jedoch die Möglichkeit seiner 

Behinderung, durch Abwesenheit oder Todesfall, in Betracht, 

und deshalb wird nun ein für allemal die Delegation bestimmter 

Rechte an diese vier Oberräte festgesetzt. Dies Motiv der Be¬ 

gründung einer dauernden Behörde, daß der Landesherr abwesend 

sein könne, kehrt häufig in der Geschichte wieder; es sollte 

eigentlich für Alb recht, der nur ein Land beherrscht, von 

geringerer Bedeutung sein als sonst, z. B. in den kaiserlichen 

Erblanden. Im Hinblick auf die genannten Fälle der Behinderung 

wird den vier vornehmsten Räten geboten, sich in Abwesenheit 

des Herzogs als Statthalter, nach seinem Tode bis zur Ankunft 

der Mitbelehnten jedoch als verordnete Regenten zu bezeichnen; 

neben diesem Titel wurde dann auch der Käme Regimentsräte 

üblich. Sobald der Herzog wieder im Lande ist, tritt von 

neuem der Titel Oberräte in Kraft. Zum Zeichen ihrer er¬ 

höhten Geltung wird den Regenten ein eigenes Siegel zugebilligt, 

dessen Verwahrung und Führung dem Kanzler zusteht. Es 

zeigt den königlichen schwarzen Adler und den markgräflichen 

roten nebeneinander im oberen Felde und darunter die Farben 

Schwarz und Weiß. 

Es wird statthaft sein, anzunehmen, daß die Oberräte unter 

der unmittelbaren Aufsicht und Beteiligung des Herzogs alle 

die Aufgaben zu bearbeiten gehabt haben, die ihnen für den 

Fall der Regentschaft zu selbständiger Erledigung in der 

Regimentsnotel zugewiesen werden. Uneingeschränkt überträgt 

ihnen der Herzog darin die ganze Regierung samt Landen und 

Leuten nebst der besonderen Sorge für die herzogliche Familie. 

Daher sind sie verpflichtet, in Königsberg ihren „wesentlichen 
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Aufenthalt“ zu nehmen. Die Form ihrer Geschäftsführung soll 

kollegialisch sein, mit einhelliger Beratung und Beschließung 

der Händel. Nur Krankheit oder andere zwingende Not ent¬ 

bindet von der Teilnahme an den Verhandlungen. Für den 

Fall, daß der Herzog einen von ihnen auf eine Heise mitnimmt, 

will er ihn durch einen besonders verordneten Stellvertreter 

ersetzen. Doch mag das im allgemeinen selten notwendig 

geworden sein. In der Bestallung eines1) Landhofmeisters findet 

sich, freilich in späterer Zeit, die Zusicherung, daß er außer 

bei unvermeidlichen, hochnötigen Sachen mit Verschickung 

außer Landes so viel wie möglich verschont werden solle. In 

allen Angelegenheiten der Herrschaft und des Landes sollen 

die Oberräte gehalten sein, die vier Hauptleute der nächst¬ 

gelegenen Ämter Brandenburg, Schaaken, Fischhausen und 

Tapiau hinzuzuziehen und drei Personen aus den Räten der 

drei Städte Königsberg, denen diese besondere Verpflichtung 

der Teilnahme zur Zeit der Regimentsnotel erst noch auf erlegt 

werden soll. Doch hebt der Zusatz „nach Gelegenheit und Er- 

heischung der Händel alle oder zum Teil“ die unbedingte Ver¬ 

pflichtung wieder auf und läßt dem Ermessen der Oberräte einen 

gewissen Spielraum. Diese elf Personen, „welche:! die meisten 

Bürden der Regierung auferlegt“, sollen sich über die zur Ver¬ 

handlung kommenden Gegenstände möglichst gut informieren. 

Deshalb dürfen und sollen sie die täglichen Hof- und Gerichts¬ 

räte zu gutachtlicher Äußerung vorfordern. Ein Anteil an der 

Beschlußfassung wird diesen nicht zugesprochen. Während 

die Regimentsnotel die Zahl dieser Räte christlichen und 

ehrlichen Wandels und Namens auf sechs bis acht, darunter 

zwei Juristen, festsetzt, bestimmt der von den königlichen 

Kommissaren konfirmierte2) Rezeß vom 5. Oktober 1566, 

daß es deren acht, nämlich fünf Adlige und drei Doktoren, 

geben solle. 

b Kgb. St.-Arch. 13037 S. 45. 

2) Pnvilegia S. 02 b. 
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Für die Abstimmung wird Stimmenmehrheit als ent¬ 

scheidend festgesetzt; jedem der elf Teilnehmer wird Ab¬ 

stimmung nach seiner persönlichen Meinung zur Pflicht gemacht. 

Obgleich mit der Übertragung der Regierung schlechthin 

es genug sein könnte, geht die Regimentsnotel doch noch auf 

einzelne Gebiete der Verwaltung besonders ein. Ich stelle damit 

gleich einige Angaben aus Albrechts Testament und anderen 

Quellen zusammen. 

Die auswärtige Politik wird, wenn sie nicht finanzielle 

Leistungen notwendig macht oder solche Verpflichtungen be¬ 

gründet, zu deren Erfüllung die Zustimmung des Landtages 

erforderlich ist, vom Landesherrn und seinen Räten' allein ge¬ 

leitet. Ein Anhang zur Regimentsnotel1) stellt ausdrücklich 

fest, daß die Oberräte bei der Beratschlagung und Abfertigung 

zugegen sein sollen, wenn ausländische Händel vorfallen oder 

fremde Gesandte kommen. 

Solange Regentschaft und Statthalterschaft dauern, sind 

deren Inhaber befugt, einen allgemeinen Landtag auszuschreiben 

oder große und kleine Ausschüsse aus den einzelnen Ständen 

zu berufen und mit ihnen zu verhandeln, was des Landes Not¬ 

durft erheischt. Schon während der Verhandlungen, die dem 

Erlaß der Regimentsnotel vorausgingen, war die Verpflichtung 

der Untertanen, einen dergestalt berufenen Landtag oder Aus¬ 

schuß zu beschicken, auf dem Landtage des Jahres 1540 fest¬ 

gelegt und anerkannt worden. Dementsprechend läßt sich der 

Herzog, auch wenn er im Lande ist, mitunter bei der Eröffnung 

des Landtages vertreten, vorzugsweise durch den Kanzler. 

Wie die Oberräte im Landtage der Gesamtheit an Herzogs 

Statt gegenüberstehen, so nehmen sie auch die Einzelnen an 

seiner Stelle in Pflicht. Vor ihnen werden die Eide geleistet, 

die der Einführung in ein Amt vorausgehen oder die Ratpflicht 

begründen. Ebenso nehmen sie Erbhuldigungen entgegen, die 

mitunter auch ein Einzelner (z. B. Elias von Kanitz) zu seiner 

b Kgb. St.-Arch. Etatsmin. 121a, S. 36. 
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Brüder gesamter Hand leistet; vorher hat er der Kanzlei die 

notwendige Vollmacht1) einzareichen. Am häufigsten2) werden 

dabei der Oberburggraf und der Kanzler genannt, die einen 

Sekretär aus der Kanzlei oder vom Hofgericht hinzuzuziehen 

pflegen. 

Eine ordentliche Verwaltung des Herzogtums ist nur 

möglich, wenn die Ämter mit den am besten geeigneten Per¬ 

sonen besetzt werden. Darauf haben also die Oberräte auch ihr 

Augenmerk zu richten. Besondere Sorgfalt haben sie bei der 

Besetzung der vier vornehmsten Hauptmannschaften (bezw. bei 

den Vorschlägen dafür) zu beobachten, aus deren Zahl sie sich 

selbst ergänzen. Sie treffen die erforderlichen Vereinbarungen 

über die Gehälter, Verschreibungen und Leibgedinge; sie ent¬ 

setzen Amtleute, deren Amtsführung tadelnswert ist, entlassen 

aus der Dienstverpflichtung, schärfen den Haupt- und Amtleuten 

sorgfältige Haushaltung und Beaufsichtigung ein; besonders 

Markgraf Georg Friedrich ist dahinter, daß sparsam gewirt- 

sehaftet wird, damit nicht „fast an allen Orten viel unnötiges 

Gesindlein sich aufhalte und Knechtsknechte unter denselben 

gefunden werden3)“. Alles übermäßige Gesinde soll man ab¬ 

schaffen und durchaus wohi hausen. Georg Friedrich will in 

den Oberräten nicht nur Beamte für die Erledigung der laufenden 

Geschäfte haben, sondern verlangt von ihnen organisatorische 

Mitwirkung4), zumal er selbst neu in die Verwaltung des Landes 

komme und dessen Gelegenheit zur Zeit noch nicht wisse. Die 

Forderung, die Oberräte sollten den Rechten der Herrschaft 

nichts vergeben, mußte ihnen anscheinend häufig und nach¬ 

drücklich ins Gedächtnis zurückgerufen werden. In einer von 

dem Kurfürsten Johann Wilhelm den Oberräten unter dem 

16. Februar 1630 Unterlassenen Instruktion heißt es: „Weil 

die Rechte, regalia und Einkünfte auf den pactis publicis dieser 

b Kgb. St.-Arch. 13035 S. 114. 

9). r „ „ 13035 S. 8 ff. 18. 23. 77. 102. 109. 

3) Instruktion und Erklärung vom 3. Mai 1586. Etatsmin. 121a. 

4) Kgb. (St.-Arch. 13037, S. 45 ff. (Bestallung des Landhofmeisters.) 
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Lande stellen, so befehlen Wir unseren Ober raten, daß sie alle 

die jura. so uns vermöge der Pacten competiren, an unserer 

Statt mainteniren und verfechten und uns nichts daran sollen 

entziehen lassen, und zwar sollen sie mit allem Fleiß und 

Ernst darauf sehen, daß dem Buchstaben und nicht einer ein¬ 

gebildeten caerebrinae menti pactorum oder einer solchen 

Deutung, die wir nicht angenommen, sondern dagegen vor 

diesem protestirt, nachgegangen werden solle1).u 

Die Finanzverwaltung in der Zentralinstanz behält schon 

die Regimentsnotel ausschließlich den Oberräten vor, die mit 

dem Rentmeister alljährlich die Nutzungen, Einkommen und 

Renten nach der Kammerordnung zu verrechnen haben. Über 

die Rechnungslegung und den ordnungsmäßigen Zustand haben 

sie den Haupt- und Amtleuten notdürftige (— ausreichende) 

Quittung unter ihrem Siegel auszuhändigen2). Bei der besonderen 

Wichtigkeit dieses Dienstzweiges betont eine3 4) Instruktion für 

die Oberräte vom 6. Oktober 1574, die sich in manchen Punkten 

fast wörtlich mit dem S. 16 erwähnten Anhang der Regiments¬ 

notel deckt, daß sich der Rentkammer alle Oberräte und keiner 

insonderheit anzunehmen hätten; bei Jahr- und Wochenrech¬ 

nungen müßten sie zugegen sein und den Personen in der 

Rentkammer wohl auf die Schanze sehen. Dem Kammerrat 

Balthasar Gans gebietet seine Bestallung ausdrücklich3), er solle 

„sich nicht für sich allein noch mit einem andern oder zweien, 

sondern jedesmal mit dem gesamten Rat und allen, so dazu 

verordnet, die Kammerhändel vorzunehmen und zu traktiren 

anmaßenU4). Eine Kontrolle darüber ermöglicht die Verpflichtung 

in des Kammerregistrators Eid, die Herren Räte, so bei Berat¬ 

schlagung der Kammerhändel sind, jedesmal auf die Konzepte 

zu verzeichnen5). Strengste Geheimhaltung des Inhalts der. 

ß Kgb. St.-Areh. Etatsmin. 121 a. 

■) Privilegia S. 54 b. 

3) Kgb. St.-Areh. Etatsmin. 121 b. (Schrank 6. 21. 73.) 

4) „ „ 13037 S. 178. 

5) „ 13037 S. 180. 
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Originalien, Privilegien, Abschriften, Regist ran den, Urbarien, 

Register, Rechnungen und Urkunden wird diesem Registrator 

anbefohlen. Denn wenn der Fürst an den Landtag mit einer 

Geldforderung herantritt, mag er sich seine Einnahmen nicht 

nachrechnen lassen. Zugleich mit den jährlichen Amtsrech¬ 

nungen sollen, wie ein zwischen 1570 und 80 geschriebenes 

Bruchstück einer Hofordnung bestimmt’), genaue Inventarien- 

verzeichnisse der Ämter zur Nachprüfung und damit man wegen 

Verwendung etwaiger Vorräte das Nötige anordnen kann, ein¬ 

gereicht werden. 

Dennoch läßt sich mancherlei Unordnung in den Ämtern 

nicht verhindern. Es kommt vor, daß die Hauptleute oder 

andere Diener in die Amtsgefälle greifen, Geld und Getreide an 

sich nehmen, u. ähnl. Veranlassung dazu mochte mitunter 

sein, daß diese Beamten anders nicht zu den ihnen zustehenden 

Summen kommen konnten. Kurfürst Johann Sigismund ver¬ 

langt jedoch, ohne erst noch von Gesuchen um Dispensation 

hören zu wollen, daß alles dergestalt Entnommene binnen sechs 

Wochen bei Strafe der Amtsentsetzung zurückerstattet werde* 2). 

In derselben Instruktion für die Oberräte (5. Februar 1613) 

spricht der Kurfürst auch diesen sein Mißtrauen ziemlich deutlich 

aus: Sie sollten selbst ein gutes Beispiel geben; wer etwas aus 

der Kammer oder den Hofämtern entnehme, solle sich solches 

alle Quartal kürzen (abziehen) lassen und nichts hinterstellig 

bleiben, wie wir denn „alle unsere Räte vom größten bis zum 

geringsten inclusive hiermit gern einet L 

Für die militärische Sicherheit des Landes haben die 

Oberräte nach der Regimentsnotel insofern zu sorgen, als sie 

die Festungen des Landes geschickten und erfahrenen Personen 

anvertrauen. 

In der Sorge für die Kirche liegt es ihnen ob, darauf zu 

sehen, daß das Wort Gottes lauter und emsig gelehret werde 

ß Kgb. St.-A.rch. Etatsmin. 50 a. 
2) „ „ „ Etatsmin. 121 a. 



und die beiden Bischöfe von Samland und Pomesanien ihren 

zustehenden Unterhalt unverkürzt empfangen, ihren Visitations¬ 

pflichten gerecht werden und die geistliche Jurisdiktion nicht 

vernachlässigen. 

Ebenso bedarf die Universität1) ihrer Sorgfalt, deren 

Relation und Rechnungen sie fleißig abhören, sollen. 

In Ausübung der Gerichtsbarkeit haben die Oberräte nach 

des Landes löblicher Gewohnheit Recht zu sprechen und die 

Urteile unter dem gewöhnlichen Siegel ausgehen zu lassen. Der 

Anhang zur Regimentsnotel weist besonders darauf hin, daß 

„der arme Mann nicht mit langer beschwerlicher Verzögerung 

aufgehalten und zu vielen vergeblichen Reisen gebracht 

werden soll“. 

Das Hofgericht untersteht demgemäß der Aufsicht der 

Oberräte. Als Direktoren desselben werden Hofmeister und 

Kanzler genannt. Die Ordnung des Hofgerichts vom 26. März 

1541 bestimmt folgendes: Die Hofräte haben tagtäglich außer 

am heiligen Sonntag morgens um sieben Uhr in der Ratstube 

zusammenzukommen und allda bis um neun Uhr vor dem Essen 

zu verharren. Desgleichen sollen sie sich nach gehaltener 

Mittagsmahlzeit um ein Uhr zueinandersteilen und verfügen und 

bis vier Uhr bleiben, alle Supplikationen, gemeine Landes- und 

gerichtliche Händel annehmen, mit Fleiß bewegen, beratschlagen, 

aufs Papier bringen und wo es von Koten, dem Herzog, bezw. 

den Regenten berichten, gleicher Gestalt alle Citationen und 

Ladungen auf Ansuchen der Parteien decernieren, dieselben ab¬ 

hören und danach auszugeben befehlen. Wo aber ganz und 

gar nichts zu tun und die Räte bei unserm Burggrafen, Kanzler 

oder wem das ihretwegen zu tun auferlegt, sich des erkundigen, 

alsdann und nicht eher haben sie sich, wenn sie nichtsdesto¬ 

weniger eine Zeit beieinander gewesen sind und ob jemand, 

der Rechtes und Rats bedürfte, käme, gewartet haben, zu dem 

Ihrigen und andern ihren Geschäften zu begeben. Der Ger ich t- 

] j Instruktionen v. 14. Juli 1582 und 12. Juli 1584. 
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I Schreiber soll sich gleicher Gestalt wie die Räte in die Ratstube, 

) falls Händel vorhanden sind, verfügen; wenn aber keine Händel 

f des Tags seines Wissens wären, soll er nichtsdestoweniger sich 

t in der Kanzlei die genannten Stunden über unweigerlich finden 

lassen, ob man sein bedürfe und ihn fordern werde1). 

Hamit eine übermäßige Belastung des Hofgerichts ver¬ 

mieden wird, muß zuerst festgestellt wrerden, ob die vorgebrachte 

Sache auch wirklich zuvor in einer andern Instanz (Landgericht 

oder Stadtgericht) anhängig gemacht worden ist. Es folgt dann 

't eine genaue Anweisung über das im Hofgericht zu beachtende 

Verfahren. In wichtigen Hingen sollen die Hofgerichtsräte nicht 

I allein entscheiden, sondern die Meinung der Oberräte einholen, 

die dann am besten persönlich der Verhandlung beiwohnen2). 

Markgraf Georg Friedrich verlangt sogar in solchen Fällen einen 

I ausführlichen Bericht, auf den hin man seine Entscheidung 

I; abzuwarten habe. Kurfürst Johann Sigismund will die Sache 

I so gehandhabt wissen, daß bei wichtigen Händeln die Hofrichter 

I sich mit einem Hr. juris und dem Sekretär in die Oberratstube 

P begeben, da es den Oberräten „wegen politischer und anderer 

■ täglich vielfältig vorfallender Händel“ fast unmöglich sei, in 

l Person dem Hofgericht beizuwohnen3). Bas muß sich nicht 

I bewährt haben; Kurfürst Georg Wilhelm verlangt Rückkehr zu 

I dem alten Modus: Es sei nicht seine Meinung, daß die Justiz- 

I; Sachen und Prozesse etwa aus dem Hofgericht in die Oberrat- 

I stube abgefordert oder1 sonst den Hofgerichtsräten in die Ver- 

1 waltung der Justiz eingegriffen werden sollte. Umgekehrt 

I sollen auch die Hofgerichtsräte von den Oberräten zu Rate ge- 

| zogen werden, wenn es sich um Angelegenheiten handelt, die 

das ganze Land angehen4). 

Mit der Ausübung der Gerichtshoheit war eine Reihe von 

Einnahmen verknüpft; es konnte z. B. ad confiscationem bonorum 

p Kgb; St.-Arcli. Ratbucli 1137. S. 48. 

2) Instruktion vom 12. Juli 1581. Etatsmin. 121 a. 

3) Instruktion vom 5. Febr. 1613. „ „ 

4) Kgb. St.-Arch. Instruktion v. 16. Febr. 1630. Etatsmin. 121 a. 



vel poenain aliquam fisco applicandam erkannt werden1). Da es 

mitunter geschehen war, daß die Konfiskation zugunsten des 

königlich polnischen Fiskus ausgesprochen worden war, weist 

Johann Sigismund die Oberräte an, einen solchen Eingriff in 

seine Regalien nicht zu dulden. Sie sollen nichts, was wider 

des Kurfürsten — Herzogs jura laufe, exequiren. Ein anderes 

Mal weist er die Oberräte an, den advocatis fisci ihren erspürten 

Unfleiß gebührlich zu verweisen; sie hatten nämlich die Kriminal¬ 

sachen liegen gelassen und anderen Leuten als Advokaten 

gedient. 

Die veränderte Regimentsnotel (Januar 1566) schärft den 

Oberräten hinsichtlich der Rechtspflege noch ganz besonders 

ein, ohne Ansehen einiger Person.Recht und Ge¬ 

rechtigkeit höchstes Verstandes zu geben, damit sie sich gegen 

Gottes Allmacht, die Herrschaft und männiglich, sonderlich aber 

die, so sich beklagen, möchten wissen zu verantworten2). Sollten 

aber Sachen dermaßen schwierig und wichtig vorfallen, daß sie 

beiderseits disputierlich sind, so sollen die hinterlassenen Räte 

bei dem jederzeit am besten bestellten sächsischen Schöppenstuhl 

sich Rats und guter Unterweisung holen, damit niemand je 

sich der ergangenen Rechtfertigung zu beschweren habe. Der 

schon erwähnte Anhang zur Regimentsnotel bringt noch einen 

anderen Vorschlag, der auf Vereinfachung der Rechtsprechung 

hinzielt: Bei dem Herzog solle eine Verordnung veranlaßt 

werden, daß er, an welchem Orte es ihm gelegen, samt den 

Räten oder die Räte sonst allein, soviel ihnen möglich und 

deren beisammen sein könnten, alle Tage eine Stunde, etwa von 

drei bis um vier Uhr vor dem Abendessen, öffentlich freie 

Audienz halten sollten, damit männiglich zu seinem Herrn und 

Landesfürsten oder den Räten in seinem Anliegen einen Zutritt 

habe und seinen Handel nicht allezeit durch andere oder bei 

den Räten einzeln suchen und betreiben dürfe2). 

q Memorial Johann Sigismunds 7. Juli 3 019. Etatsmin. 121a. 

-) Kgh. St.-Arcli. Etatsmin. 121 a. 
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|8. Die Oberräte als Organe der Lokal Verwaltung. 

Während bisher von den Oberräten nur als einer beauf- 

l sichtigenden oder in höchster Instanz entscheidenden Behörde 

. die Rede war, weist ihnen die Regimentsnotel noch eine Auf¬ 

gabe zu, bei deren Erledigung sie auf eine Stufe mit den In¬ 

habern der Lokalverwaltungsämter, den Hauptleuten, gestellt 

werden. Hofmeister, Burggrafen. Kanzler und Obermarschall 

wird aufgetragen, die Haushaltung zu Königsberg allein zu 

f verwalten und fleißig und vorsichtig darin zu gebaren. Hier 

hat sich also die ehemalige Identität von Zentralverwaltung 

‘ und Hofhaltverwaltung erhalten; eine ausschließlich beauf- 

I sichtigende Instanz ist also noch nicht vorhanden. Während 

t in gewöhnlichen Zeiten die persönliche Beteiligung des Herzogs 

| an den laufenden Geschäften Unredlichkeiten gröberer Art er- 

| schweren mochte, fehlte eine solche Schranke während einer 

£ Regentschaft oder Statthalterschaft völlig. Demgemäß haben 

I die Oberräte sich während der letzten Jahre des Herzogs Albrecht 

t und dann erst recht zur Zeit des geisteskranken Albrecht 

I Friedrich nicht gescheut, ihre Ämter zu ihrer eigenen Be- 

[, reicherung aufs äußerste zu mißbrauchen. 

Wie sich diese Betätigung in der Lokalverwaltung auf 

die einzelnen Oberräte verteilt, oder welche Pflichten einem 

j jeden auf Grund seines Hofamtes obliegen, darüber und auch 

* über die Ansätze zur Ressortbildung geben am ehesten ein Bild 

fr die Bestallungen aus etwas späterer Zeit als der der Regiments- 

notel. Wenigstens von den Pflichten der Oberräte als Lokal- 

| verwaltungsbeamten wird man annehmen dürfen, daß deren Kreis 

t sich eher verengert als erweitert hat. 

Eine Abschrift der Eidespflicht der vier Oberräte von un¬ 

bestimmtem Datum verpflichtet sie zu ihrem Dienst „inhalts 

v ihrer Bestallung, darin, was ihres Amtes und Befehls sein soll, 

kiärlich und ausdrücklich enthaltenx)u. Bei der Eidesleistung des 

) Kgb. St.-A.rch. 13036 S. 133. 



Kanzlers Wenzel Schack (30. Juni 1575) ist besonders auf die 

Kanzlei- und Ratstubenordnung und seine Instruktion verwiesen1/. 

Mitunter findet sich auch eine Verpflichtung auf Ordnungen, 

die erst noch zu erlassen sind. 

a) 0 b e r m a r s c h a 11. 

Der 0 b ermarschaH2) hat sich so viel wie möglich um 

die Person des Herzogs beim Kirchgang, bei Tisch, auf Reisen 

und im Felde finden zu lassen. Das Hofgesinde untersteht 

seiner Aufsicht, er sorgt für die herzogliche Tafel, bekümmert 

sich um die saubere und sorgfältige Zubereitung der Gerichte, 

wartet bei Tische „mit werffung des Handtuchs, Wasser geben“ 

auf und läßt sich bei diesen Verrichtungen von dem Unter¬ 

marschall unterstützen. Ihm erstattet, neben Hofmeister und 

Burggraf, der Backmeister und Brotschreiber laut Eidespflicht3) 

Meldung, wenn jemand unbefugt in das Backhaus eindringt, 

wohl mit Rücksicht auf die Sicherheit des Lebens des Herzogs4). 

Der Obermarschall sorgt für rechtzeitige Beschaffung aus¬ 

reichender Vorräte; Kornschreiber und Futtermarschall sind 

seiner Aufsicht unterstellt. Die Junker haben sich nach seinen 

Anordnungen zu richten und sind seiner Anleitung empfohlen. 

Fremde Boten sind an ihn wegen ihrer Unterbringung zu ver¬ 

weisen; wer auf freie Verpflegung am Hofe Anspruch hat (die 

„Ausspeiser“), darf erwarten, daß der Obermarschall darauf sieht, 

daß ihm „nichts abgebrochen, freilich auch nichts über Gebühr 

gereicht“ werde. Einziehung und Austeilung des Schaden- 

b Kgb. St.-Arch. 13037 S. 62. 

2) „ ,, ,, 13037 S. 05. 

3) „ „ „ 13036 S. 35. 

4) Diese Vorsicht schien sehr notwendig. Es ging das Gerücht, daß 

Albrechts zweite Gemahlin, die Herzogin Anna Maria, vergiftet worden sei. 

(Nostitz. S. 165.) Auch die Geisteskrankheit des Herzogs Albrecht Friedrich 

führte man auf die Beibringung eines schädlichen Trankes zurück. (Nostitz, 

S. 300- 319.) 
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Standes1) ist bei ihm nachzusuchen. Er prüft die Berechtigung 

dieser Ansprüche; gerade dabei waren Betrug und Hinterlist 

leicht möglich2). Neu aufgenommene Hofdiener haben sich 

beim Anzuge vor dem Marschall wegen des Erforderlichen an 

Pferden und Rüstung auszuweisen. Küche und Keller, Backhaus, 

Brauhaus und Malzhaus, Speisekammer, Speisekeller, Schlachthof 

und Holzgarten sind sein besonderer Amtsbereich. 

Dazu teilt sich der Obermarschall noch mit dem Burg¬ 

grafen in die Beaufsichtigung der drei Höfe Kalthof, Contienen 

und Spitalhof. 

b) Oberburggraf 

Dem Burggrafen3) liegt ferner die Sorge ob für das 

Haus Königsberg, dessen Schlüssel er zur Nachtzeit bewahrt, 

nebst der Schloßfreiheit und den Vorstädten. Mit Hilfe des 

Eiskus achtet er darauf, daß den Regalien des Herzogs in den 

Städten kein Eintrag geschieht. Er beaufsichtigt die Söller 

und Mühlen, verhütet die Verwendung ungleichen Maßes zum 

Nachteil des Herzogs oder der Mahlgäste, sieht in den Städten 

auf rechtes Gewicht und läßt häufig Nachprüfungen daraufhin 

vornehmen. Die Bauverwaltung ist ihm Vorbehalten, der Bau¬ 

meister ihm nachgeordnet; er sorgt für Sparsamkeit bei den 

Bauten und rechte Bauweise. Er übt eine Aufsicht über die 

Sittenzucht4) aus; in der Schloßfreiheit sorgt er selbst, in den 

Städten läßt er durch Bürgermeister und Räte dafür sorgen, daß 

die unzüchtigen Häuser abgetan werden und Ehebruch und 

Unzucht nicht straflos bleiben. Er entscheidet, was von den 

1) Schadenstand — Schadenersatz, den der Herzog für in seinem Dienst 

sich ereignende Beschädigungen zu leisten hat, da die Beamten vielfach eigene 

Ausrüstung und Pferde hatten; vgl. Besenrades Bestallung; „dafür wollen wir 

ihm für Pferde und insonderheit für seinen Leibschaden stehen und schadlos 

halten, ob er derselben Pferde verlustig ginge oder ihm sonst verloren würden.“ 

Etatsmin. 121 b. 

2) Vgl. Nostitz, S. 146/7. 

y) Kgb. St.-Archiv. Bestallung Fabians v. Lehndorf 13037, S. 59. 

4) ,, „ „ Bestallungsentwurf für Christ, v. Kreytzen 1553. 

Etatsmin. 121 b. (Schrank 6, Fach 21, 24—26.) 
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Amtshändeln an die Zentralinstanz gelangt, in erster Linie, 

wenn auch mit Wissen und Mitunterzeichnung der andern Räte. 

Sachen, die nicht in seinen Amtsbereich gehören, gibt er an die 

zuständigen Stellen weiter. (Kanzler, Hofmeister, andere Räte.) 

c) Landhofmeister. 

Weniger ins Einzelne gehen die Angaben über die be¬ 

sonderen Pflichten des Landhofmeisters1). Ihm kommt die 

erste Stelle2) unter den Oberräten zu, er wird als „oberster 

Inspektor“ bezeichnet, er wohnt im Hofgerichtsrat den Ver¬ 

handlungen bei und „dirigieret dieselben neben anderen dazu 

Verordneten“. Er soll mit allem Fleiß „auf den Herzog und 

die Herzogin warten“, ihre fürstl. Gnaden zu Kirche, Garten, 

Tisch, im Gepränge u. dergl. führen, der Herzogin Kammer 

und das fürstliche Frauenzimmer nebst demselben zugehörigen 

Personen beaufsichtigen. Markgraf Georg Friedrich überträgt 

ihm besonders die Sorge dafür, daß der unmündige, blöde Herzog 

mit Essen, Trinken und anderer Notdurft, auch in der Kammer 

und anderen S. L. Gemächern fürstlich und der Gebühr nach 

versorgt und verwahrt werde. Mit dem Amte des Kanzlers be¬ 

rühren sich seine Aufgaben insofern, als er neben diesem die 

Supplikationen und Briefe, die einkommen, annehmen und er¬ 

sehen (öffnen) und an die Stelle gelangen lassen muß, an die 

jedes Schriftstück seinem Inhalte nach gehört. Was an den 

Herzog zu dessen eigenen Händen gerichtet ist, hat er diesem 

ohne Säumen uneröffnet zu übermitteln und zuzustellen. 

d) Kanzler und Kanzlei. 

Des Kanzlers3) erste und wichtigste Pflicht ist es, die 

Kanzlei vermöge der Kanzleiordnung, die zwischen 1574 und 

1578 eine neue Fassung erhalten haben muß, in guter Acht zu 

h Kgb. St.-Ärch. 13037, S. 56. Kopie der Bestallung Friedr. v. Hausen, 

13. Aug. 1578 (doch war Fr. v. H. schon seit Juli 1576 Landhofmeister). 

*) Vgl. S. 72. 73. 

3) Kgb. St.-Arch. 13037, S. 62. 



haben. Zwar läge ihm nach der Regimentsnotel auch die 

fürstliche Haushaltung neben seinen drei Kollegen ob. doch 

wird eine Tätigkeit auf diesem Gebiet von ihm nur so weit er¬ 

wartet, wie er sie ohne Schädigung seiner besonderen Amts- 

' geschäfte in der Kanzlei leisten kann. Von dem regelmäßigen 

Dienst in der Rentkammer spricht ihn die Instruktion von 1574 

sogar ausdrücklich wegen seiner sonstigen Belastung frei. Schon 

in den ersten Jahren des Herzogs Albrecht hat der Kanzler im 

Rat vorzugsweise das Referat in Justizsachen: er sorgt für die 

' Ausfertigung der rechtlichen Bescheide, die der Herzog auf 

\ seinen Vortrag erteilt. Für alle Schriftstücke, die aus der Kanzlei 

ausgehen, trägt er als deren Dirigent die Verantwortung; die¬ 

jenigen, die in lateinischer Sprache erforderlich sind, setzt er 

anfangs sogar selbst auf. Keine Weisung darf von Hofe ohne 

Wissen des Kanzlers ausgehen, außer wenn es sich um Herein- 

| Schaffung von Vorräten zur Hofhaltung 'auf Befehl des Burg- 

\ grafen oder Marschalls handelt. Der Rezeß1) der kgl. Kommissare 

!. macht den Kanzler ausdrücklich dafür verantwortlich, daß kein 

[ Schriftstück aus der Kanzlei ausgehe, das dem- Lande zum 

I Nachteil gereichen könne. Persönlich hat sich der Kanzler 

darum zu bekümmern, daß ordnungsmäßig gesiegelt wird, was 

I der Geheimhaltung bedarf. Zur Pflicht der Verschwiegenheit 

‘ diat der Kanzler alle Beamten der Kanzlei anzuhalten. Weder 

» im Original noch in Abschriften darf etwas aus den Registranden 

[ oder aus andern Beständen abgegeben werden. 

Das Personal der Kanzlei ist recht zahlreich. Ausgabe- 
■ 
[ register aus den Jahren 1540 bis 1550 nennen als zu der Kanzlei 

: gehörig mehr als zwanzig Personen. Im Jahre 1543 sind von 

einander geschieden die Räte, etwa zwölf, und die Beamten, die 

} zur eigentlichen Kanzlei gehören. Nur ihre Namen sind ge¬ 

nannt; es werden Sekretäre und Schreiber sein. Eine Geschäfts¬ 

verteilung muß vorhanden gewesen sein; es begegnet uns ein 

„lateinischer Obersekretär'4 und ein „lateinischer Sekretär". 



Diesen Beamten sind, entsprechend der Einrichtung des Hof¬ 

gerichts. bestimmte Dienststunden gesetzt, auf deren pünktliche 

Einhaltung der Kanzler zu sehen hat. Er sorgt dafür, daß „die 

Kanzleigesellen“ und alle in der Kanzlei Verwandten ihrem 

Dienste mit Eifer obliegen, sich miteinander vertragen, ihm 

selbst und wer sonst in der Kanzlei zu gebieten hat, gebührenden 

Gehorsam leisten, den auch die Sekretäre von den Schreibern 

beanspruchen dürfen. Die Fähigkeiten des Personals sind recht 

gering. Kurfürst Georg Wilhelm tadelt, daß die Kanzlei mit 

vielen Personen besetzt sei, deren man nicht aller bedürfe, dar¬ 

unter solchen, welche ganz inkorrekt schreiben, daß man sich 

dessen schämen müsse. Er verlangt die Anstellung solcher 

Leute, die „getreu, still, emsig und verschwiegen sind, dann 

auch der lateinischen und polnischen Sprache kundig, fähig ein 

Schreiben zu concipiren, und die ein Fundament in studiis 

gelegt haben“1). Am liebsten wäre es ihm aber, wenn etwTa in 

nächster Zeit durch Abgang und Beförderung erledigte Posten 

eingezogen werden könnten. 

In der Kanzlei kann man allmählich vom einfachen 

Schreiber zum Sekretär. Obersekretär und Kat aufsteigen. Feste 

Korrnen gibt es darüber nicht. Die Beförderung ist nicht nur 

Sache des Kanzlers, sondern der Oberräte gemeinsam bezw. des 

Herzogs. Die Beamten der Kanzlei, wenigstens die Kanzlei-* 

gesellen, haben Anteil an der Kanzleitaxe und den gemeinen 

Kanzleigefällen, neben fester Besoldung2). Die Art der Ver¬ 

teilung regelt die Kanzleiordnung. Trotz aller Verbote wußten 

die Kanzleibeamten sich doch vielfach unstatthafte Keben- 

einnahmen zu verschaffen; sie ließen sich Gold- und Silberbecher 

„verehren" oder nahmen Wildbret und Vieh und selbst bares 

Geld an von Leuten, denen an raschem und erwünschtem Fort¬ 

gang ihrer Händel gelegen war3). Daß die Oberräte, denen es 

J) Kgl». Nt.-Areh. Instruktion. 16. Febr. 1630, Etatsmin. 121a. 

-) „ ,, ., 13037, S. 69, Bestallung des Leibsekretärs Hans 

Geisendürffer. 

3) Kostitz S. 274 (Rechtfertigung des Obersekretärs Gans). 
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auch verboten war, Geschenke anzunehmen, und vor allem der 

Kanzler keine schärfere Kontrolle ausübten, ist wohl verständlich, 

wenn man berücksichtigt, wie schamlos sie selbst ihre Ämter 

mißbrauchten, um sich zu bereichern. Der Obersekretär Kaspar 

Dargitz pocht geradezu darauf, daß die Regimentsräte ihm nichts 

anhaben könnten, weil er ein ganzes Bündel kompromittierender 

Briefe von ihnen habe1'. 

In allen wichtigen Punkten stimmt mit der Bestallung 

des Kanzlers die des Vizekanzlers überein2). Dies Amt 

scheint nicht immer vorhanden gewesen zu sein. Vielleicht 

wurde mit diesem Titel nur einer der angesehensten Räte aus 

der Zahl seiner Kollegen herausgehoben. Schon zu Albrechts 

Zeit wird Dr. Degen 1566 als Vizekanzler genannt: zur Zeit 

des Markgrafen Georg Friedrich führen nach einander mehrere 

Räte diesen Titel. Der Vizekanzler ist der gegebene Vertreter 

des Kanzlers, wenn dieser in der Ausübung seines Amtes be¬ 

hindert ist. In seiner Bestallung vom 15. Februar 1573 lesen 

wir auch einen Hinweis, daß er sich bei Tische besonders zur 

Verfügung des Herzogs zu halten hat. ..Der Unterkanzler und 

Rat D. Kleoplias Meyhen soll seinen Tisch an unserer fürstlichen 

Tafel haben, sofern Raum ist, damit er so viel bequemer, wann 

etwas abzulesen, zu unterschreiben oder uns vorzutragen (welches 

soviel möglich bald vor oder nach dem Essen geschehen soll) 

dabei sein und Bericht geben möge3).“ Wenn Gäste anwesend 

sind, soll der Unterkanzler am Tisch des obersten Burggrafen sitzen. 

Die Existenz einer besonderen aufgezeichneten Tafelordnung 

wird man aus dieser Angabe jedoch kaum erschließen können. 

Gelegentlich wird die Stellvertretung des Kanzlers einfach 

einem Rat D. Andreas Fabricius und dem Sekretär Michael 

Giese übertragen41. Der Kanzlerposten ist damals vakant. 

(12. Juni 1592.) 

h Nostitz S. 175/170. 

-) Kgb. St.-Arch. 13057 S. 50. (Bestallung David Hosmans.) 

3) „ ,, ,, Etatsmin. 121 b (Schrank b 21. 52). 

J) ., ,. Etatsmin. b (Schrank b 21. 42). 

* 
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Zu dieser Sorge für die Kanzlei kommt nun für den Kanzler 

noch die Verpflichtung hinzu, mit dem Landhofmeister zusammen 

im Hofgericht und der Katstube die oberste Aufsicht zu führen. 

Eine strenge Scheidung von Hofgericht. Katstube, Kanzlei und 

Kentkammer ist zunächst noch nicht durchgeführt, und wie die 

Oberräte sich um die verschiedensten Dinge zu kümmern haben, 

so werden auch die nachgeordneten Beamten. Räte, Sekretäre, 

Schreiber je nach den Erfordernissen überwiesen und beschäftigt 

9. Verantwortlichkeit der Ol errate. 

Das Maß von Selbständigkeit, mit dem die Oberräte ihre 

Amtsgeschäfte haben führen dürfen, ist großem Wechsel unter¬ 

worfen gewesen Ursprünglich hatte ihre Tätigkeit durchaus 

der persönlichen Beaufsichtigung durch den Herzog, der freilich 

auf ihren Kat in erster Linie angewiesen war, unterliegen sollen, 

und nur für den Fall einer Statthalterschaft oder Regentschaft 

war ihnen sozusagen die unumschränkte Regierungsgewalt über¬ 

wiesen. Immerhin war aber anzunehmen, daß ein Aufenthalt 

des Herzogs außer Landes nicht zu viel Zeit beanspruchen werde, 

und daß auch im Falle seines Todes das Eintreffen der Mit¬ 

belehnten in Preußrn nicht sehr lange sich hinausziehen werde. 

In beiden Fällen wäre es dann zu einer baldigen Verantwortung 

über die Art der Amtsführung gekommen. Doch nahmen die 

Dinge noch unter der Regierung Albrechts eine solche Wendung, 

daß die Regimentsräte eine Reibe von Jahren hindurch an 

Einfluß und Macht weit hinter dem Abenteurer Skalich und 

dessen Helfern zurückstanden, soweit sie nicht mit ihm ge¬ 

meinsame Sache zu machen vorzogen1). 

Die Oberräte gewannen die ihnen nach der Regiments¬ 

notel zukommende Stellung erst durch das Eingreifen, der pol¬ 

nischen Kommissare zurück. Deren Rezeß (25. Oktober 1566) 

verlangt, daß dem Herzog alle Händel in Zukunft ausschließlich 

durch die vier Regiments- und Kammerräte vorgetragen würden. 

9 Ygl. Toeppen. 1847, S. 459 ff. 
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damit nicht wieder das ganze Land in Unruhe und Unordnung 

gestürzt werden könne1). Sicher hatte dazu, daß der Herzog 

sich so ganz dem Einfluß Skalichs und seiner Genossen hin¬ 

gegeben hatte, auch sein zunehmendes Alter und die damit ver¬ 

bundene Schwäche beigetragen. An sich aber war sein Streben, 

das Übergewicht des Herren- und Adelstandes zu brechen, das 

er freilich durch Nachgiebigkeit von Anfang seiner Regierung 

an selbst verschuldet hatte, durchaus berechtigt. Doch wTar es 

nun schon zu spät, und der Rückschlag, der auf diesen Versuch 

folgte, vernichtete den Rest seiner landesherrlichen Autorität. 

Das Eingreifen der polnischen Kommissare bedeutete einen 

schlimmen Präzedenzfall für die Zukunft, ganz abgesehen von 

den sofort festgesetzten Beschränkungen der herzoglichen Gewalt. 

Die Bestimmung des Rezesses, daß die Oberräte den Herzog mit 

gemeinen und geringen Sachen möglichst verschonen und ihm 

seine Ruhe gönnen sollten, macht geradezu den Eindruck, als 

solle er unter Aufsicht gestellt werden, zumal die Oberräte an¬ 

gewiesen werden, keiner für sich allein bei ihm irgend etwas 

zu fordern oder anzuregen. Ihre Selbständigkeit gewann außer¬ 

ordentlich durch die Möglichkeit, selbst zu entscheiden, "was 

noch als gering und gemein gelten solle. 

In dieser Hinsicht kamen die besten Tage für die Oberräte 

zur Zeit der Herrschaft Albrecht Friedrichs, dessen Regierungs¬ 

unfähigkeit infolge seiner Geisteskrankheit erst spät erkannt 

oder wenigstens zugestanden wurde. Ihrer Willkür wurde in 

diesen Jahren höchstens durch die Besorgnis vor dem erneuten 

Eingreifen der Krone Polen und eine gewdsse Rücksicht auf die 

Beschwerden der Landschaft auf den unumgänglichen Landtagen 

Einhalt getan2). 

Erheblich anders gestaltete sich die Stellung der Oberräte, 

als Markgraf Georg Friedrich die Administration übernahm. Er 

beschnitt die Selbständigkeit der Oberräte gewTaltig, indem er 

b Privilegia S. 69 b. 

-) Vgl. Toeppen 1849, 484 ff. 



ihnen seine fränkischen Gehe im rate znorclnete, die den maß¬ 

gebenden Einfluß in Preußen gewannen. Ohne ihre Zustimmung 

kann in der ()berratstube nichts beschlossen werden. Alle Be¬ 

fehle und Abschiede, welche in des Markgrafen Kamen ausgehen 

sollen, müssen von zwei preußischen und einem fränkischen 

Bat unterzeichnet werden. Die ganze Kammerverwaltung wird 

nach fränkischem Vorbild einer genauen Kontrolle unterworfen, 

die Verfügungsfreiheit der Oberräte in außerordentlichen Aus¬ 

gaben auf ein Minimum beschränkt1). So dürfen sie z. B. als 

..Almosen. Verehrungen, Hilfe oder Steuer, zu Hochzeiten oder 

sonst, deren man ehrenhalber nicht Umgang halten“ kann, nicht 

mehr als fünf Gulden verausgaben2). 

Was unter der Verwaltung des Markgrafen Georg Friedrich 

durch genaue Beaufsichtigung erreicht worden war, ging wieder 

verloren, als die Kurfürsten von Brandenburg die Administration 

Preußens und dann die Belehnung erlangten, da nun für die 

Oberräte wieder eine Zeit größerer Selbständigkeit anbrach. 

Immer wieder fanden sie einen Bückhalt an der Krone Polen, 

weil diese nicht einmal für immer die Kuratel und Admini¬ 

stration an die Kurfürsten übertrug, sondern von Pall zu Fall 

verhandelte und sich jeder neuen Gelegenheit zur Einmischung 

in die Angelegenheiten Preußens freute. Der Versuch, auf 

schriftlichem Wege eine Beaufsichtigung der Beginnentsräte 

durchzuführen, konnte nicht gelingen. Johann Sigismund ver¬ 

langte zwar, daß bei Sachen von einiger Importanz in Berlin 

angefragt werde, damit er die Oberräte dann mit seiner schleunigen 

Besolution versehen könne; die Distanz, meinte er, sei nicht 

so gar groß3). Die Oberräte wollten aber gerade von einer 

solchen Beaufsichtigung nichts wissen; sie hätten gemeint, ihrer 

Stellung als Begenten dadurch etwas zu vergeben, wenn sie 

nnr. wie es 1607 in einer Beschwerde der beiden ersten Stände 

:) Ygl. Isaacsohn: Gesell, d. pr. Beamtentums II. 14—1(5. 

-) Instruktion 12. Juli 1581, Kgb. St.-Areh. 

:)) Kgb. St.-Arch. Memorial, Stolp 7. Juli 1(519. 



heißt, pro executoribus gehalten würden1). Georg Wilhelm 

forderte gar. daß „täglich in sonderliche Diaria verzeichnetu 

werde, was vorgehe, und daß diese wöchentlich ihm zugeschickt 

würden2). Auch so konnte eine persönliche Kontrolle durch 

[ den Landesherrn nicht ersetzt werden. Einen gewissen Einfluß 

hoffte Georg Wilhelm wenigstens dadurch auszuüben, daß er 

die Kollegialität der Geschäftsführung nachdrücklich vorschrieb. 

Auch nicht zwei der Oberräte sollten sich erlauben, etwas 

| selbständig anzuordnen. Geschehe das, und habe es eine Ver¬ 

kürzung seiner Einkünfte zur Folge, so solle es nichtig und 

kraftlos sein, und der oder die beiden, die die Verordnung 

getan, sollten die Sache zu verantworten haben. 

Nun blieb freilich neben schriftlicher Rechenschafts- 

forderung die Möglichkeit, durch besonders zu entsendende 

Beamte eine Beaufsichtigung zu unternehmen. Gegen solche 

Versuche sträuben sich die Oberräte energisch, indem sie sich auf 

; Forderungen der Abgesandten des Königs von Polen berufen, 

| daß „Exteri sich nicht in die preußischen consilia, Regierung 

j und Haushaltung immisciren“ sollten. Sie drohen in ihrer 

Eingabe geradazu mit der praejudicirlichen Gefahr einer 

Decision der Beschwerden durch die polnischen Gesandten. Am 

[ meisten scheint es sie zu empören, daß ihren Amtsberichten 

nicht getraut werde, sondern daß allein recht und gütig sein 

müsse, was ein ausländischer Visitator oder ein Jäger und 

Wildnisbereiter untersucht und als wahr behauptet3). Der Ober- 

• Jägermeister, den sie damit meinen, wird außerdem von ihnen 

f. beschuldigt, daß er Patente, die im Namen des Kurfürsten aus- 

l gegangen seien, mit seiner Hand und seinem Namen unter- 

I schrieben und auch die Exekution veranlaßt habe. Im Sinne 

1 dieser Beschwerde, die undatiert ist, bestimmt ein responsum 

I regium vom 10. Juli 1616 : 

I- ‘) Toeppen 1892, S. 56. 

‘-) Kgb. St.-Arch. Instruktion 16. Febr. 1630. 

3) Kgb. 8t. Arch. Etatsmin. 121a. Beschwerde, daß sich Auswärtige in die 

, Kegierung einmischen. 0. D. 
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In absentia illustrissimi principis, si sua celsitudo com- 

municare cum ordinario magistratu per nuncios suos voluntaten 

suam voluerit, nuncii satis habeant. explicare mentem illmi. 

principis, consiliis vero ordinariis ne se immisceant nullamque 

sibi authoritatem in ducatum et eiusdem ordines sumant. cuni 

iure praescriptus ordinatusque sit numerus consiliariorum neque 

plures illis addi vel ad consilium tractationemque rerum ad 

statum provinciae pertinentium admitti possint1). 

10. Qualifikation zum Oberamt. 

Je selbständiger die Oberräte in ihrer Amtsführung wurden, 

um so wichtiger mußte die Auswahl der Personen für diese 

Ämter sein. Wie der Herzog und späterhin die Kurfürsten be¬ 

müht waren, zuverlässige Männer auszuwählen, so versuchten 

auch die Stände des Herzogtums, auf die Besetzung dieser 

Ämter Einfluß zu gewännen. 

Schon damals, als die Verweltlichung des Ordenslandes 

noch bevorstand, erklärte Al brecht als Hochmeister einer Ab¬ 

ordnung von Landadel und Städten, daß er sich zwar in seiner 

Regierung nur gewissenhafter Räte bedienen wolle, daß er sich 

bei deren Auswahl jedoch nicht auf Einheimische beschränken 

lassen könne2). Damit ist schon auf den am heißesten um¬ 

strittenen Anspruch der Stände hingewiesen, der immer aufs 

neue zur Erörterung kommt. Das ist nicht etwa eine Besonder¬ 

heit der Entwicklung in Preußen. Schmoller bezeichnet den 

Kampf um das Indigenat geradezu als die Spitze aller ständischen 

Forderungen3). Schon im Jahre 1526 gibt die Tatsache, daß 

der Oberburggraf Hans v. Bösenrade von fremder Herkunft 

war. Anlaß zu Erörterungen. Die Überlieferung darüber ist 

merkwürdig. Die Verordneten von der Landschaft und den 

Städten beschweren sich nämlich, daß Bösenrade sich so ge¬ 

äußert habe, als ob die Herren von der Landschaft ihn und 

') Privilegia S. 146 b. 
•) Pauli: Preußische Staatsgescliichte IY 406. 

3) Acta Borussica I. Einleitung S. 75. 
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etliche andere von Adel, die auch des Herzogs Räte und Amt¬ 

leute sind, im Lande nicht dulden wollten, wei] sie keine Güter 

im Lande hätten (nicht angesessen seien). Die Verordneten 

wollen Derartiges nicht geäußert haben, und als nun Bösenrade 

sich auf den Bischof Georg von Samland als seinen Gewährs¬ 

mann beruft, da will auch der nicht die angezogene Behauptung 

verbreitet haben. In diesem Falle wurde der Streit unter An¬ 

nahme eines Mißverständnisses beigelegt. Indem die Stände 

Bösenrades Anklage weit von sich weisen1), könnte man meinen, 

daß sie auf die Beanspruchung des Indigenatsvorrechtes, wenn 

auch nur indirekt verzichten. Doch ist der Vorgang wohl so 

zu verstehen, daß nur die Landschaft als Korporation es einst¬ 

weilen ab weist, sich die Auffassung einzelner ihrer Mitglieder 

zu eigen zu machen. Man will dem Herzog so frühzeitig noch 

keine Schwierigkeiten bereiten. 

Am wenigstens wurde es in jener Zeit wie in den übrigen 

Territorien, so auch im Herzogtum Preußen, als notwendig er¬ 

achtet, daß der Kanzler ein Einheimischer sei. Denn dies Amt 

erfordert eine Menge von Kenntnissen, die einen bestimmten 

Bildungsgang, juristisches Studium, voraussetzten. Es war mit¬ 

unter gar keine Möglichkeit vorhanden, zur Besetzung der 

Kanzlerstelle auf Einzöglinge zurückzugreifen, selbst als der 

Grundsatz allgemein anerkannt worden war, solche in ersfer 

Linie zu verwenden. Mußte man doch aus gleichen Gründen 

nicht selten sogar einen Bürgerlichen zum Kanzler machen. 

I). Joh. Appel, D. Friedrich Scharf und Andreas Fabricius sind 

in Preußen Kanzler gewesen, ohne aus dem Lande zu stammen, die 

letztgenannten beiden noch lange nach Erlaß der Regimentsnotel. 

Grundsätzlich wird der Vorzug der Einzöglinge in Preußen 

zuerst durch das kleine Gnadenprivileg Herzog Albrecht.s fest¬ 

gestellt2). Danach sollen den Untertanen von der Herrschaft, 

Ritterschaft und Adel hinfort andere fremde Nationen in Haltung 

b Kgb. St.-Arcli. Etatsmin. 121b. (Schrank 6, Fach 21, 24-20.) 

2) Privilegia S. 50 a. 
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der Ämter. Empfang der Anfälle und Gnaden lelien nicht vor¬ 

gezogen werden, sondern die Untertanen und Insassen sollen 

vor andern damit begnadigt werden. Zur Begründung dieser 

Festsetzung wird auf die Verhältnisse aller anderen Reiche und 

Länder hingewiesen und die Erwartung ausgesprochen, daß die 

Folge dieser Bevorzugung ein noch erhöhter Diensteifer sein 

werde. Mit demselben Recht könnte freilich die gegenteilige 

Wirkung erwartet werden. Die Verwendung und Begnadigung 

von Ausländern, wenn sie geschickte Leute sind, behält sich 

der Herzog darum doch ausdrücklich vor. Nur von der Be¬ 

setzung der acht höchsten Ämter sollen sie unter allen Um¬ 

ständen ausgeschlossen sein: das sind die Oberratstellen und 

die vier bevorzugten Hauptmannschaften Brandenburg, Schaaken, 

Fischhausen und Tapiau. 

Deren Sonderstellung war schon durch die Regimentsnotel 

festgelegt. Das kl. Gnadenprivileg geht zwar unter dem 14. Nov. 

1542, als ob es vör der Regimentsnotel erlassen sei. Es 

handelt sich aber dabei um eine Rückdatierung1), in Wirklichkeit 

ist das Verhältnis umgekehrt. So kennt die Regimentsnotel 

auch noch nicht die Forderung, daß auch die Inhaber der vier 

Hauptmannschaften von adliger Geburt sein müßten. 

Sie bestimmt nur, daß die vier vornehmsten Räte ..Ein¬ 

zöglinge dieser Lande, teutscher Sprache, auch von der Herr¬ 

schaft oder Adel“ sein sollten2). Doch ist die Übertragung dieser 

Bedingungen auf die Personen der vier Hauptleute, wie sie dann 

im Gnadenprivileg erfolgt, nahegelegt durch die Bestimmung, 

daß die Regenten sich aus deren Zahl durch Zuwahl ergänzen 

sollen, wenn einer von ihnen stirbt2). Die dadurch dann er¬ 

ledigte Hauptmannschaft ist sogleich wieder aus der Zahl der 

andern Amtleute zu besetzen, so daß auf die Art eine regel¬ 

rechte Ämterfolge geschaffen wird. Nur für das Kanzleramt 

besteht die Möglichkeit einer Abweichung, wenn nämlich unter 

Ji Toeppen 1847, S. 380. 

-) Privilegia 8. 53 b und 54b. 
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den vier Hauptleuten keiner zu solchem Amt gelehrt und 

geschickt genug scheint. Diese Ämterfolge bindet auch den 

Herzog selbst für die Ernennung der Oberräte. 

Trotzdem ist die Auswahl der Personen für diese Ämter 

stets heftig umstritten worden. Schon die Interpretation des 

Wortes „Einzögling“ geschah auf verschiedene Weise. Die 

preußischen Stände setzten es gleich .,Landeseingeboren er“, 

während z. B. die polnischen Kommissarien erklärten, es be¬ 

zeichne jeden, der im Lande Besitzungen habe1). Die S. 35 

angeführte Stelle aus der Beschwerde gegen Bösenrade, daß er 

keine Güter im Lande habe, läßt die Auffassung der Kommissarien 

jedenfalls nicht ohne Vorgang erscheinen. 

Ohnehin haben die Stände ihrem Rechtsstandpunkt mit¬ 

unter dadurch etwas vergeben, daß sie Abweichungen zu¬ 

stimmten und solche gar forderten, wenn es sich um ihnen 

genehme Personen handelte. Sie verlangen z. B. die Entsetzung 

des Burggrafen2) Kaspar Fasold, weil er kein Einzögling sei : 

sie fordern die Entfernung Kannachers3J von der Verwaltung 

des Amtes Rastenburg, obwohl er zugleich mit seinem Vater 

nach Preußen gekommen war und dort schon fünfzig Jahre 

lebte; dabei hatte der Vater Martin Kannacher auch noch nach 

der Regimentsnotel lange Jahre Oberburggraf sein können. 

Dagegen wollen die Stände den Obermarschall Joachim v. Bork 

selbst gegen seinen Willen im Amt halten, obwohl auch er 

ein Ausländer war; so sehr sie sonst sparsame Wirtschaft ver¬ 

langen, wollen sie ihm doch lieber einen Untermarschall zur 

Entlastung zur Seite stellen4). 

Am entschiedensten und erfolgreichsten kämpft gegen den 

Anspruch auf Bevorzugung der Indigenae Markgraf Georg 

Friedrich. Er greift geradezu das Prinzip an, um dessentwillen 

sich die Stände Regimentsnotel und Gnadenprivileg ausgewirkt 

*) Toeppen 1855, S. 12. 

-) Toeppen 1855, S. 7. 

:i) Toeppen 1849, S. 542. 

4) Toeppen 1847, S. 379. 



38 

hatten1). Er weist auf die Nachteile hin, die ihre Forderung 

für sie selbst und ihre Kinder haben müßte, wenn man sie zum 

allgemeinen Grundsatz in allen Ländern erhebe; er wirft die 

Frage auf, ob die Geburt im Lande nicht auch von den Vor¬ 

fahren eines jeden verlangt werden müsse und wie weit man 

damit in die Vergangenheit zurückgehen müsse. Freilich be¬ 

achtet er die Privilegien bei der Besetzung der Stellen des Hof¬ 

meisters. Burggrafen und Obermarschalls, aber er macht sie 

illusorisch. Bedeutung hätten sie nur, wenn er sich auf ihren 

Bat beschränkte. Das weist er aber wTeit von sich. Er zieht 

die Möglichkeit in Betracht, daß sie zu den Regierungshändeln 

untauglich seien, er deutet darauf hin, daß es ihnen gar bei¬ 

kommen könnte, mit der Landschaft gegen ihn gemeinsame 

Sache zu machen, so daß er in seinen Verhandlungen mit den 

Ständen nichts erreichen könne. Demgemäß fordert und befiehlt 

er die Zulassung seiner fränkischen Räte. Von einem Ausschuß 

der drei Städte Königsberg verlangt er rund heraus die Er¬ 

klärung, sie seien einverstanden, daß er, ,,neben den andern 

vier preußischen (Ober)räten auch sonstige treue und aufrichtige 

Räte und Diener in preußischen Sachen gebrauche“2). Sie, die 

Städte, meint er, dürften sich am wenigsten etwas von einer 

Regierung streng nach den Privilegien durch die Oberräte er¬ 

hoffen. Doch wras Georg Friedrich in dieser Hinsicht erreicht 

hatte, ging in der Folgezeit wieder verloren. 

Auch die Bestimmung, daß jeder Oberrat vorher eines der 

vier Hauptämter solle verwaltet haben, ist nicht durchweg be¬ 

achtet worden. Besonders bedeutend waren diese Ämter übrigens 

nicht an sich, sondern dadurch, daß ihre Inhaber am raschesten 

zu wichtigen Beratungen hinzugezogen werden konnten. Daher 

empfahlen sich für diese Posten Männer mit guter Kenntnis der 

rechtlichen Verhältnisse3). Fasolt, der Oberburggraf, hat nie 

eine dieser Hauptmannschaften innegehabt. Für den Landes- 

x) Toeppen 1865, S. 40. 

2) Toeppen 1860, 8. 2. 

3) Privilegia 78 b. (Albrechts Testament.) 
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herrn bedeutete diese Bestimmung der Ämterfolge kein zu 

großes Hemmnis, so lange er die Besetzung der Ämter in der 

Hand hatte. Er mußte dann rechtzeitig darauf sehen, daß in 

diesen Hauptämtern nur ihm ergebene Männer untergebracht 

wurden, die auch über diesen Posten hinaus für die Tätigkeit 

als Oberrat1) qualifiziert erschienen. Freilich ging das auch 

nicht ohne weiteres. Weil die Regimentsnotel an wies2), „was 

aus den Gebieten Brandenburg, Schaaken, Fischhausen und 

Tapiau genommen, an des oder derselben Statt andere von den 

Amtleuten des Fürstentums.zu kiesen“, so mußte man 

vor einem Hauptamt eines der andern inne gehabt haben. Mit¬ 

unter wurde diese Sache freilich rein als Formalität behandelt. 

Äls Joachim Friedrich einen Dohna in die Zahl der Oberräte 

hineinbringen wollte, wies er die Regimentsräte an, ihm zunächst 

die frei werdende Hauptmannschaft Insterburg zu übertragen. 

Fünf Monate später erhielt Dohna das erledigte Amt Tapiau, 

verwaltete es der Form wegen wenige Tage und wurde dann 

Oberburggraf3). Dieses Amt war zu dem Zweck mehrere Monate 

unbesetzt gelassen. Einer Wiederholung einer solchen nur 

formellen Berücksichtigung der Ämterfolge suchten die könig¬ 

lichen Kommissare durch Aufnahme folgende Bestimmung in die 

..acta, et decreta commissionis sacrae regiae majestatis 1609“ vor¬ 

zubeugen : „Defuncto uno (regentium) in eius locum unus ex 

quattuor capitaneis supremis legendus praeficiendusque sit, ita 

tarnen, ut is ante vacantiam seu obiturn consiliarii quantocumque 

tempore capitaneus maior existat4)“. 

Freilich haben die Stände den Versuch gemacht, auf die 

Besetzung der Hauptämter entscheidenden Einfluß' zu gewinnen. 

Im Jahre 1606 sprach die Landschaft den "Wunsch aus5), es 

9 Kgb. St. Areh. Etatsmin. 121b (Schrank b. 21. 58). Schreiben vom 

21. Januar 1632. 

2) Privilegia S. 54 b. 

3) Krollmann: Defensionswerk S. 105. 

4) Privilegia S. 103 a. 

5) Toeppen 1891, S. 29. 
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solle ihr das Recht übertragen werden, bei Erledigung eines der 

vier Ämter zwei tüchtige Personen vorzuschlagen, von denen 

der Kurfürst dann eine zu eligieren habe. 

Für die Ernennung der genannten Hauptleute durch den 

außer Landes weilenden Kurfürsten-Herzog ist Vorschlag durch 

die Oberräte geradezu Bedingung. Die Übertragung der Haupt¬ 

mannschaft Brandenburg an Fabian von Dohna erklärt der 

König von Polen für ungültig, „quod a regentibus consiliariis 

non electus. non praesentatus fuerit1)1*. Die Vorschläge der 

Regenten geschahen nicht für die einzelnen Ämter, sondern in 

Form einer Gesamtliste. Am 19. Mai 1604 schreiben die Re¬ 

genten an den Kurfürsten wegen der Besetzung von Tapiau und 

Brandenburg2): „Die Personen E. ch. D. abermal zu ernennen, 

halten wir für unnötig, alldieweilen wir E. ch. Dt. hiebevor 

eine Specifikation untertänigst zugefertigt aller derer, so in 

solche Ort können gebraucht werden." 

Anders liegen die Verhältnisse seit dem Jahre 1617, in 

welchem der König bestimmt, daß die Regenten für jedes Amt 

zwei oder drei Personen zu präsentieren haben, aus welchen 

der Kurfürst dann elegiert3). Ein Recht, die Vorschläge abzu- 

lelinen und eine neue Präsentation zu fordern, hat der Kurfürst- 

Herzog nicht (alterum ex praesentatis ....... confirmet et 

approbet). So verfahren die Regenten bei der Besetzung von 

Fischhausen 1619. Im Jahre 1632 kommt es zu einem heftigen 

Schriftwechsel zwischen den Regenten und Berlin. Damals 

handelt es sich um die Bestellung des Obermarschallamtes; zu¬ 

gleich sind Brandenburg und Fischhausen unbesetzt. Der Kur¬ 

fürst schreibt4): „Alldieweil das Obermarschallamt ein sehr vor¬ 

nehmes Amt und daher billig bei dessen Ersetzung mit gutem 

Bedacht zu (v)erfahren und die Verfassungen des Landes ver¬ 

mögen. daß aus den vier Hauptämtern hierzu eine Person 

J) Privilegia S. 148 a. 

2) Kgb. St. Arch. Etatsmin. 121b. (Schrank 6. 21. 73). 

3) Privilegia 149 a. 

4) Kgb. St. Arch. Etatsmin. 1211). (Schrank b. 21. 58.) 
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wieder genommen werden soll, aber deren jetzt nur zwo besetzt, 

so finden wir nötig, die vacirende zwei Hauptämter zunächst 

zu ersetzen, damit wir also mit der AVahl eines Obermarschalls 

nicht an wenigere Personen als uns die Verfassung des Landes 

zulegt, constringiret werden.“ Die Oberräte aber wollen die 

Entscheidung, wer etwa in das eine oder das andere Amt ge¬ 

lange. selbst geben. Darauf bezieht sich folgender Abschnitt 

des Schreibens : „Weil wir euch denn schon unterschiedenlich 

zugeschrieben, daß ihr zugleich auf die Vacantien sämtlich 

mehrere Nomination tun sollet, so hätten wir wohl vermeinet, 

ihr würdet denselben auch nachgekommen sein; wir vernehmen 

aber mit nicht weniger Befremdung, daß ihr uns jetzt abermals 

gleichsam nötigen wollt, uns über eure Nomination des Amtes 

Brandenburg zuerst zu erklären, ehe denn ihr uns der übrigen 

Vacantien halber eure Vorschläge tun wollt. Nachdem wir aber 

dazu in keiner Wege zu verstehen gemeint, als haben wir euch 

nochmals pro extremo hiermit gnädigst erinnern wollen, für 

alle Vacantien zugleich eure Vorschläge zu tun und zwar all- 

sofort nach Empfähung dieses. Denn dafern solches nicht ge¬ 

schehen und in ganz kurzem einkommen sollte, so sind wir uns 

an einige eure Nomination hierunter nicht mehr zu kehren, 

sondern die Vacantien nach unserem Selbstgutbefinden pure zu 

ersetzen gemeint.“ 

Der Kurfürst droht also geradezu, sich über ihre Privilegien 

hinwegzusetzen. Zu anderer Zeit taucht der Gedanke auf, daß 

unter den vier Ämtern eine Reihenfolge zu beachten sei. In 

einer Beratung vom 5. Nov. 1635 sagt der Kanzler mit Be¬ 

rufung auf seine Kenntnis der jura patria,: „Von den Ämtern 

ist nicht zu discediren.(er) glaubet nicht, daß Ordnung 

nach den Ämtern zu halten ist1).“ Als das erste der vier Ämter 

muß sonst Brandenburg gelten. In einem Schreiben an den 

Kurfürsten von 1635 heißt es2): „Wenn derselbe (Bernhard von 

l) Kgl). St. Arch. Etatsmil]. 121b (Schrank 6, Fach 21, 24—26). 
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Königstetten) nach Brandenburg versetzet und ihm conse- 

quenter das Direktorium im Landrat unterband gegeben 

würde.u Neben Indigenat und Beachtung der Ämter¬ 

folge verlangen die Landesprivilegien auch noch die Zugehörig¬ 

keit zum Augsburgischen Bekenntnis, „ea tarnen conditione ut 

Augustanae confessionis doctrina incorrupte sei vata omnia alia 

peregrina dogmata et haeresium genera quae post Augustanam 

confessionem exorta sunt, quaeque ab ea sunt aliena non modo 

non ferantur, sed penitus prohibeantur et aboleantur“1 2). 

Der Burggraf Fabian v Dohna entgeht der Absetzung, da er 

beschuldigt wird, Kalvinist zu sein, nur dadurch, daß er in 

Gegenwart der kgl. Kommissare ,,non modo suae fidei publicam 

fecerit declarationem,.verum et certis documentis et 

exemplis idem lucidissime confirmaretU2). Der Adel hatte sogar 

verlangt, daß der Oberburggraf, da sein Generalprivatbekenntnis 

etwas dunkel sei, in specie näherrücken und auf der Herren 

Theologen Fragestücke, weil kein Bischof vorhanden, in stehen¬ 

dem Landtag, schriftlich Antwort von sich gebe, sonderlich aber 

unter andern auf die reine unverfälschte Augsburgische Kon¬ 

fession, anno 1530 durch die protestirenden Reichsstände Carolo 

quinto übergeben, und die formula concordiae sein Gewissen 

gründe3). 

Zu den durch die Privilegien des Landes gegebenen Be¬ 

dingungen kommt die Notwendigkeit persönlicher Qualifikation 

für die Oberratstellen hinzu. Darüber unterrichten uns Bruch¬ 

stücke von Verhandlungsprotokollen und Beschwerden der Land¬ 

schaft. Auf dem langen Königsberger4) Landtage (1573 —1577) 

tadeln Adel und Städte, daß die Hauptleute mehr nach Gunst 

als nach Geschicklichkeit gewählt würden und die Haushaltung 

sozusagen erst auf des Herzogs Kosten lernten. Vielleicht darf 

man aber annehmen, daß jemand, der auf der Ämterlaufbahn 

q Privilegia 90b (Priv. Lublmense'). 

2) Privilegia 104 b. 

3) Toeppen 1892, S. 58. 

4) Toeppen 1849, S. 575. 



bis in die Oberratstube gelangte, dann wenigstens tatsächlich 

, die erforderlichen Kenntnisse besaß. Die Regenten erbitten z. B. 

die Besetzung des Kanzleramtes mit einer „tüchtigen, qualifi- 

cierten1), verständigen, ehrbaren, untadel-, gewissenhaften und 

wohle:elahrten Person*': Markn-raf Georg* Friedrich fordert für das- 

selbe Amt die Benennung eines2) „guten, erfahrenen Juristen, 

der beredt und der polnischen Sprache kundig“ sein soll. Hans 

Truchseß von Wetzhausen hebt 1619 hervor, daß er „des jetzigen 

Landvogts zu Schaaken Otto v. d. Groben vornehme qualitates 

consideriret, fundamendaliter studiret und wolgelahrt3),. danebest 

1 der Sprachen, vornehmlich aber der littauischen kundig, auch 

in Landessachen erfahren und geübt wie nichts weniger in vielen 

cornmissionibus in Landen und in die von Polen unterschiedlich 

[ gebraucht worden und vermöge der Landesprivilegien an ihm 

nichts zu desiderieren“4). 

An Asverus von Brandt hebt derselbe Wetzhausen im 

Jahre 1632 für dessen Tauglichkeit zum Obermarschall hervor, 

„seine bedeutenden Ämter, seine fertige Kündigung der pol¬ 

nischen Sprache, seine bisherige Tätigkeit in dergleichen Diensten, 

seine Brauchbarkeit in Kriegssachen, daß er der Religion halber 

nicht verdächtigt und einen guten oeconomum gibt“5), während 

Landhofmeister und Kanzler ebenda für den Vogt zu Fisch¬ 

hausen Fabian Borcke seine „industria in expediendis rebus. 

fides in administrationi oeconomica, dexteritas in consiliis et 

judiciis“ hervorheben. An Hans Eberhard v. Tettau rühmen 

die Regenten, daß erü) „in seinen studiis wohl gegründet, der 

legum fundamentalium kundig, der Landtage von Ao. 1566 bis 

anhero sich sehr betraut gemacht und dann auch in moribus ein 

sittsamer und friedliebender Mann sei“. Freilich scheint ihnen 

J) Kgb. St. Areh. Etatsmin. 121 b. 26. Juii 1618. 

-) ,, „ „ „ ,, (Schrank b. 21. 42). 

3) Hier ist (). v. d. G. als Subjekt zu ergänzen. 

4) Kgb. St. Areh. Etatsmin. 121 b. (17. Sept. 1619). 

5) Kgb. St. Areh. Etatsmin. 1211). (Schrank b. 21. öS.) 

6) ,, „ „ ,, ,, (Schrank b. 21. 24—56). 
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Bernhard v. Königstetten (Königseck) ihm in Künsten, Sprachen 

und Experienz gleich qualifiziert. Daneben kommt für die' Be¬ 

setzung der Oberratstellen auch die Entbehrlichkeit und Ersetz¬ 

barkeit der Kandidaten in ihren jetzigen Ämtern in Betracht. 

Es wird die Möglichkeit erwogen, daß der Kurfürst des v. Tettau 

im Landrat des Directorii halber nicht entraten könne. Bei 

einem -„Brandt“, der als Ersatz für ihn in diesem Amt in Frage 

kommt, meinen die Regenten, er sei bei der Direktion furchtsam, 

Königseck habe in dem Fall mehr Courage1). 

Bisweilen ist dann auch noch die Forderung erhoben 

worden, daß auch auf die jeweilige Zusammensetzung des Ober¬ 

rates Rücksicht genommen werde, Avenn es sich um Neubesetzung 

eines der Ämter handelte. Zumal in der Zeit der fast unein¬ 

geschränkten Selbständigkeit der Oberräte, in den ersten Jahren 

des langen Landtages, wird das Verlangen laut, daß unter den 

Regenten nicht Blutsfreunde sein sollten, ja möglichst auch in 

den andern Ämtern nicht. Im Jahre 1573/4 beschwert sich 

...eine ehrbare Landschaft nicht unbillig, daß die zAveen Brüder 

und des einen Tochtermann am Hofe und in gleichem Regiment 

sitzen“2). Gemeint sind der Oberburggraf Christoph v. Kreytzen. 

der Kanzler Hans v. Kreytzen und der Obermarschall Hans 

v. Wittmannsdorf, des Oberburggrafen SchAviegersohn3); von ihm 

behauptet die Landschaft, er sei ohne des vierten Oberrates 

Wissen von den beiden Brüdern zur Regierung gezogen. „Was 

solches für Unrat bisher gegeben und noch geben könnte,“ meinen 

die Beschwerdeführer, „gibt sich selbst.“ Sie fordern, daß allent¬ 

halben, sonderlich in Räten und ordentlich bestellten Ämtern 

keine Blutsfreunde hineingezogen Averden sollten. Die zAAmi 

Brüder hätten einer dem andern .Huben und anderes zu schanzen 

können“, und sie belegen diese Aussage mit dem Hinweis auf 

bestimmte Gütertauschgeschäfte. Ausführlicher kommen sie auf 

diesen Beschwerdepunkt in einer Eingabe an den Markgrafen 

'•) Kgb. St. Aroh. Etatsmin. 121 b. (Schrank b. 21. 24—56) (Nov. 1655), 

*,) Kgb. St. Auch. Etatsmin. 121 a. Extrakte aus .Beschwerden. 

:!) Erläutertes Preußen V 565. 
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■Georg Friedrich. (9. Jan. 1574) zurück, nachdem die Regenten in¬ 

zwischen diesem eine Verantwortung eingereicht haben: „Nicht 

allein die Erfahrung, sondern auch die Vernunft gibt,. daß solche 

nahe Verwandte, der angeborenen Affektion halber übereinander 

halten, einander fördern, im Stimmen durchaus gleich seien und 

Iderohalben die wenigeren und nicht so nahe Verwandten leicht 

'überstimmen und derowegen alles ohne alle Schwerheit nach 

ihrem Gefallen und Vorteil richten können. So siehet man 

auch anderswo in allen wohl bestellten Regierungen in und 

; außerhalb Deutschland, ja auch allhier im Lande bei Land- und 

r Stadtgerichten und sonsten, daß zween Brüdern oder anderen 

nahen gesippten Personen zugleich in Räten, Gerichten und 

i anderen gleichmäßiger Befehl nicht gestattet worden. Wiewohl 

dieses weitläufiger anzuziehen unnötig, weil es heller als der 

i lichte Tag, wo das Blut niclit hingehen kann, da kreicht (so!) 

| es hin, wie sich’s denn bisher wohl gezeigt, daß die beiden 

Brüder die meiste Gewalt gehabt und männiglicli zum besten 

I fördern und hindern können, dabei sie sich und die ihrigen 

\ nicht vergessen und es fast dahin gekommen, daß sie mit ihren 

Verwandten und Zugetanen nicht allein des Regimentes zu 

f Hof mächtig, sondorn auch die meisten Ämter im Lande haben, 

f Wenn dann jemand wider solche Amtleute zu klagen kommt, 

1 ist leicht zu erachten, was man zu Hofe schaffen und ausrichten 

[. kann. Wie es auch in Rechnungen zugehn kann und möchte, 

wenn ihre Gefreunde rechnen, hat man an den Fingern aus- 

[ znrechnen.u Es folgt eine Reihe von1) Einzelangaben, vrie die 

: Kreytzen stets auf ihren Vorteil bedacht gewesen sind; es gebe 

doch sehr zu denken, daß sie und die Ihrigen nicht abgenommen 

: hätten, obwohl der Herzog sehr zurückgekommen sei. Daran 

I schließt sich ein heftiger Ausfall gegen die Regenten, die in 

r ihrer Verantwortung auf die Tatsache hingewiesen hatten, 

■ daß schon zu Zeiten des ersten Herzogs Vater und Sohn Kreytzen 

5 Z. B. wie Wolfgang von Kreitzen das ganze Amt Dt. Eylau uni geringe 

Bezahlung mit großen stattlichen Freiheiten und Vorteilen erlanget usw. Vgl. 

■Auch Nostitz S. 29. 116. 166. 
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zugleich im Oberrat gesessen hätten, was die Landschaft wohl 

übersehen habe. „Daß aber einer ehrbaren Landschaft fast 

spitzig ihre Einfalt aufgerückt, müßten sie Gott befehlen“, ist 

die Antwort. „Erkennen ihren geringen Verstand mit Demut 

gerne, wissen dennoch, daß sie es treulich und gut meinen, und 

ist besser: Alber und fromm, schlecht und gerecht, als miß- 

gebreuche, große witze.“ In diesem Zusammenhang fordern sie 

nun Beiseitesetzung des Herkömmlichen. „Non enim exemplis, 

sed legibus judicandum est.“ 

Zwar drang die Landschaft auf dem langen Landtag den 

Regenten gegenüber mit einem Teil ihrer Forderungen durch, 

aber ein völliger Ausschluß der Blutsfreunde war doch nicht 

zu erreichen. Nach wie vor finden wir die Regenten bemüht, 

ihren Verwandten zu Hauptmannschaften zu verhelfen, obgleich 

z. B. auch in einem kgl. Dekret vom 3. Dezember 1613 die 

Rede ist von „expressae leges, quae duos fratres, consilii 

praesides, uno eodemque tempore creari vetant“1). 

Was alles bei Besetzung der Oberratstellen den Privilegien 

gemäß beachtet werden sollte, ist bisher erörtert. Wer aber 

sorgt nun dafür, daß es auch tatsächlich geschieht? Der Herzog, 

der sie oft als lästige Beschränkungen empfindet, kann diese 

Instanz nicht sein. Zunächst kommen die Oberräte selbst für 

die Wahrung der überlieferten Grundsätze in Betracht. Häufig 

finden wir eine Überwachung des Herzogs durch den polnischen 

König als obersten Lehnsherrn und dessen Kommissare. So 

verbieten 1609 seine Kommissare, daß „extranei id (officium 

consiliariatus) optare vel acceptare ullo modo audeant, sub poena 

privationis officii eiusdem“2). Selbst die Untertanen werden 

aufgerufen, die Beachtung der Privilegien zu überwachen: „Non 

praestanda a quopiam iurisdictioni ipsorum oboedientia reveren- 

tiaque debita.“ Damit halte man den Antrag des» Adels vom 

November 1605 zusammen, daß die 12 Landräte, unter denen 

J) Privilegia S. 148a. 

2) ,. „ 103 a. 
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sich die Inhaber der vier Hauptämter befinden, eine feste Be¬ 

stallung erhalten und auf des Herrn des Landes und der 

Priviligien Bestes vereidigt werden sollten, was ihnen 

beides gewährt wird1). Der König geht freilich durchaus nicht 

immer nach dem strengen Wortlaut der Privilegien vor. So 

bestimmt er am 10. Juli 1616, daß Friedrich v. Dohna, Hof¬ 

meister2) ,,in eo officio conservandum, cum non absque aliqua 

causa electorem processisse perspiceret44, obgleich bei seiner 

Beförderung nicht den Dekreten gemäß verfahren ist; er be¬ 

gnügt sich mit einer Rechtsverwahrung für die Zukunft. Eben¬ 

so versucht er sich mitunter über die Rechte des Landes zu 

seinem Vorteil hinwegzusetzen. Er erhebt 1609 Einspruch 

dagegen, daß3 * 5) „vacantes magistratus non sacrae regiae majestatis, 

sed electoris nuper defuncti arbitrio distribuebanturF Er ge¬ 

bietet, daß neue Oberräte ohne seine Zustimmung nicht ernannt 

werden sollten; doch blieb dieser Befehl unbeachtet. 

11. Besetzung und Erledigung der Oberämter. 

Die faktische Besetzung der Oberratstellen steht dem 

Herzog zu; die Ernennungen erfolgen in seinem Namen selbst 

dann, wenn die Regenten oder Statthalter die eigentliche Ent¬ 

scheidung gegeben haben. Schon die Regimentsnotel räumte 

ihnen das Recht der Zuwahl ein, wenn der Herzog außer Landes 

ist. Dieser Fall war fast dauernd gegeben, seit Brandenburg 

und Preußen in eine engere Verbindung getreten waren. Bei 

der Ausübung dieses Rechtes berufen sich die Regenten neben 

der Regimentsnotel vor allem auf das Dekret von 1609 (beide 

bezeichnen sie als ,,leges fundamentales14); dem Versuch des 

Kurfürsten-Herzogs, auch von Berlin aus zu entscheiden, treten 

sie offen entgegen. In einem Schreiben vom 17. September 

1619 heißt es: „Ob nun E. kurf. Durchlaucht unser damaliges 

Notifikationsschreiben gnädigst dahin verstanden, gleichsam wir 

3) Krollmann-Defensionswerk S. 102. 

r) Privilegia S. 142 b. 

5 „ „ 100 b, 101a. 
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gemeint gewesen sein sollen, E. k. Dt. gewisse Personen Voran¬ 

schlägen, so wollen wir um gnädigste Verzeihung untertänigst 

gebeten haben, daß unsere Intention niemals gewesen, einige 

Personen zu dem erledigten Kanzleramte vorzuschlagen oder 

zu präsentieren.wie wir nun solche fundamentale leges 

für uns gehabt, also hat es uns nicht gebühren wollen, von 

denselben abzuweichen, in mehrerer Betrachtung, daß E. kf. Dt. 

selbst uns in dero unterschiedlichen und Unterlassenen Instruc- 

tionibus dahin weisen, mit Hintansetzung allerhand Rescripten, 

so wider die Landesverfassung laufen, den privilegiis und 

legibus fundamentalibus strictissime zu (gehorchen). Demnach 

sind wir gemäß den ausgezogenen Landesverfassungen zur Wahl 

eines Kanzlers geschritten“1^ Darauf melden sie das Ergebnis, 

die mit Stimmenmehrheit erfolgte Wahl Wallenrodts. In seiner 

Antwort findet sich Johann, Sigismund damit so gut wie 

möglich ab. Er verzichtet „auf allerhand Erinnerungen, die 

er wohl dagegen zu tun hätte“ in der Erwartung, es werde 

ihrerseits nichts geschehen sein, was seinen Rechten als Herzog 

Abbruch tun, zumal „er selbst zuvörderst schon obermeltes des. 

von Wallenrodt Person hierunter in Consideration gezogen“ habe. 

Nicht immer haben die Regenten ihr Wahlrecht so 

bestimmt gewahrt. Als der Burggraf Wolf v. Wernsdorf am 

26. Dezember 1606 gestorben ist, erachten sie jeden Vorschlag für 

überflüssig, da der Kurfürst ja aus den seinen Räten bekannten 

Personen eine auswählen könne. Der Kurfürst ist damit gern 

einverstanden und antwortet, er wolle sich so bald wie möglich 

darüber gegen sie resolvieren. Als es sich um die Ersetzung 

des am 31. Okt. 1635 gestorbenen Oberburggrafen Hans Truchseß 

v. Wetzhausen handelt, betonen die Regenten zwar auch ihr 

Recht zu kiesen, stellen aber doch die Sache dem Kurfürsten 

anheim und beschränken sich auf einen Vorschlag. 

Ein Mittel gab es für den Kurfürsten ohnehin, selbst über 

die Besetzung der Ämter zu entscheiden, aber der Umständlichkeit 

J) Kgb. St. Arch. Etatsmin. 121b. 
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wegen konnte es nur in Ausnaiimefällen angewendet werden, 

die Reise nach Preußen. Als Georg Wilhelm in dem Schreiben 

vom 26. April 1632 die vollständige Besetzung der Hauptämter 

forderte, schloß er: „So viel denn aber das Obermarschallamt, 

wann die Hauptämter vorher erst ersetzt sein werden, anlangt, 

sind wir willens, uns seihst mit der Hilfe Gottes binnen wenigen 

Wochen für eine kurze Zeit in unser Herzogtum zu begeben 

und selbst einen Obermarschall wieder anzusetzen, bis dahin 

wir euch in alle Wege rem integram zu behalten hiermit 

ernstlich befohlen haben wollen1;. 

Hur ausnahmsweise befaßt sich die Landschaft mit der Be¬ 

setzung der höchsten Ämter auf dem langen Königsberger Land¬ 

tage2). Das hatte seinen Grund in dem völligen Zusammenbruch 

des vormundschaftlichen Regiments, das allgemeine Unzufrieden¬ 

heit hervorgerufen hatte; außerdem war die Landschaft noch 

durch besonderes Ausschreiben des Herzogs dazu auf gef ordert. 

Obgleich die Stände von dessen Regierungsunfähigkeit überzeugt 

sind, suchen sie doch durch Herbeiführung seiner Zustimmung 

dem ungewöhnlichen Vorgehen eine rechtliche Deckung zu ver¬ 

schaffen. Die Erklärung, nur ratsweise dem Herzog wegen des 

Regiments Vorschläge machen zu wollen, ohne ihm in seine 

Obrigkeit zu greifen, bezeichnet Toeppen demnach nur als Form. 

Auch insofern weicht das damalige Verfahren ab, als nicht 

sofort die Regimentsämter zu ILofe besetzt werden, sondern eine 

zeitweilige Stellvertretung durch die Inhaber der vier Hauptland¬ 

ämter in Aussicht genommen wird. Aber es handelt sich eben 

um Ausnahmeverhältnisse. Grundsätzlich sollen die Oberräte nur 

in ihrer Gesamtheit die Regierung des Landes führen, obgleich 

Albrechts Testament für den Fall der Abwesenheit eines oder 

mehrerer den übrigen die Vollmacht zu handeln zuspricht; dem 

hatte auch schon die bisherige Praxis entsprochen. Dennoch 

bleibt schleunige Besetzung der Vakanzen das Natürliche. 

b Vgl. s. 41. 
2) Toeppen 1849 S. 528— 540. 



Über die einzuhaltenden Fristen gibt es bestimmte Vor¬ 

schriften1). Im Jahre 1609 stellen die kgl. Kommissare den 

Grundsatz auf, vacantias supremorum quatuor officiorum cou- 

siliariatus, nimirum DD. Regen tium sine quavis mora et 

procrastinatione quantocius conferendas esse debere. Aliquo 

defuncto reliqui eandem auctoritatem rerum gerendarum 

obtineant tantisper, donec alter idoneus legitime sufficiatur. 

löblich war es, nichts wegen der Nachfolge zu unternehmen, so¬ 

lange die Leiche noch über der Erde stand, „weil sich anderer 

Gestalt nicht tun lassen will, auch jedes Mal in dergleichen 

Fällen also gehalten worden2). Mitunter freilich kann das eine 

erhebliche Verzögerung bedeuten. Der am 26. Dezember 1606 

gestorbene Burggraf Wolf v. Wernsdorff sollte nach einem Ein¬ 

ladungsschreiben seiner Witwe erst am 26. Eebruar beerdigt 

werden. Das responsum sacrae regiae maiestatis vom 4. März 

1617 bestimmt die Zeit, innerhalb welcher der Herzog „ad 

capitaneatus promovendos in locum defunctorum substituere 

teneatur” folgendermaßen : Ut dum praesens in ducatu est, intra 

sex septimanas eligat constituatque officiales; dum vero absens, 

extra provinciam versatur, alterum ex praesentatis intra quatuor 

menses a die innotescentiae confirmet et approbet3). 

Nach der Konfirmation durch den Kurfürsten fordern die 

Regenten ihren neuen Amtsgenossen vor, machen ihm Mit¬ 

teilung von Wahl und Bestätigung, vereidigen ihn auf den 

Landesherrn und stellen ihn an dessen Stelle den Räten und 

andern der Kanzlei, bezw. der andern Behörden Verwandten vor. 

Als Ausnahme und wohl unzulässig wird erwähnt, daß Alexander 

v. Rauschke daneben eine polnische Bestallung angenommen hat. 

Die Dauer der Amtsführung der Oberräte ist nicht ein¬ 

heitlich festgesetzt. In einigen Bestallungen, wie des H. v. Bösen¬ 

rade, des Oberburggrafen Ohr. v. Krevtzen heißt es, sie seien 

auf die Zeit ihres Lebens mit dem Amte betraut. ,Und in der 

0 Privilegia S. 103 a. 

2) Kgb. St. Arch. Etatsrain. 121b. 20. Juli 1619. 

:5j Privilegia 149a. 
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v. 

Tat ist Erledigung der Ober rat stellen durch Todesfall das Ge¬ 

wöhnliche. Häufig findet sich der einschränkende Zusatz: „und 

dieweil er vermögend“. Daneben müssen aber auch noch andere 

Abmachungen getroffen worden sein. Der Marschall Joachim 

Iiorcke hat zweimal eine Bestallung auf die Dauer von zehn 

Jahren angenommen. Auf dem langen Landtag taucht einmal 

gar der Vorschlag auf, sämtliche Ämter alle fünf Jahre neu be¬ 

setzen zu lassen, da eine dauernde Amtsverleihung große Be¬ 

denken habe. Die Zeit, in der jemand tatsächlich das Amt be¬ 

kleidet, soll bei diesem Modus des Wechsels ganz unberücksichtigt 

bleiben. Begründet wird diese Forderung, die möglichst vielen 

Adligen den Zugang zur Staatskrippe vermitteln sollte, damit, 

daß nur so eine gründliche Nachprüfung der Verwaltung möglich 

sei1). Praktische Folgen ergaben sich aus dem Vorschlag nicht. 

Bei den Oberräten kam ein Moment der Amtserledigung, 

die Beförderung des Inhabers, nach der Bedeutung ihrer Stellung 

nicht in Frage. Nur von dem Marschall H. v. Wittmannsdorf 

ist überliefert, daß er vom Oberamte in seine Hauptmannschaft 

Fischhausen habe zurückkehren wollen2), während z. B. der Ober¬ 

marschall Erbtruchseß von Waldburg die Zumutung, das Amt 

Brandenburg zu übernehmen und so ,,zurückzudienen“, als „für 

ihn und seine Familie verklein erlich“ zurückweist3). Neben dem 

Tode kommt also nur die Absetzung oder die freiwillige Ent¬ 

sagung des Inhabers eines Oberamtes in Betracht. Freilich fin¬ 

det in späterer Zeit auch ein Aufsteigen innerhalb des Oberrates 

statt. Hartknoch überträgt in seinem Buche: „Altes und neues 

Preußen“ (1684) eine Entwicklung, die zu seiner Zeit dem Ab¬ 

schluß nahe ist, in die älteste Zeit mit den Worten: „Nach den 

Bischöfen sind vier Oberräte eingesetzt in folgender O r d - 

nung: der Landhofmeister, der Oberburggraf, der Kanzler, der 

Ob ermar schalk4).“ 

’) Toeppen 1849. S. 517. 

2) Erläutertes Preußen V 363. 

3) Kgb. St. Arch, Etatsmin. 121b (Schrank b. 21. 58.). 

4) Hartknoch S. 657. 
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Friedrich v. Hansen1), der nach drei Quartalen Dienst ;als 

Oberburggraf das Landhofmeisteramt erhält, ist der erste, von 

dem ein solches Aufsteigen berichtet wird. Ein Aufrücken des 

Kanzlers war jedenfalls so lange ausgeschlossen, als Bürgerliche 

dies Amt verwalteten. Auch später mochte die notwendige be¬ 

sondere Qualifikation für das Kanzleramt einen Wechsel von 

dieser Stellung aus unratsam erscheinen lassen. Zwar ist es auf¬ 

fällig, daß nie ein Wechsel im Amt in der Lichtung vom Hof¬ 

meister zum Obermarschall hin berichtet wird; aber so lange man 

unmittelbar vom Marschallamt aus Landhofmeister werden kann, 

mit Überspringung von Kanzler und Oberburggraf, oder so lange 

man von einer der vier bevorzugten Llauptmannschaften aus 

direkt Oberburggraf oder gar Landhofmeister wird, wird man 

nicht sagen können, dies Auf steigen sei Horm gewesen. Koch 

1688 wird v. Pröck, noch 1690 v. Finckenstein Oberburggraf 

von der Hauptmannschaft Brandenburg aus2). Joh. Ernst von 

Wallenrodt wird 1660 unmittelbar Landhofmeister3). 

Im Jahre 1683 spricht sich die preußische Regierung selbst 

über diesen Punkt aus. Damals war der Oberburggraf v. Kal- 

nein gestorben, und nun schlug die preußische Regierung Johann 

Dietrich v. Tettau als Nachfolger vor. Derselbe habe sich, be¬ 

merkt sie hierbei, nicht aus Ambition, da die vier Stellen in der 

Oberratstube gleich wären, darum beworben, sondern weil er das 

schwere Kanzleramt schon achtzehn Jahre verwaltet und nun ein 

Abnehmen seiner Kräfte fühle. Der Oberrat und Obermarschall 

v. Lehndorf, dem es an Kräften nicht fehle, könne dann in das 

Kanzleramt einrücken4). 

Immerhin ist die geflissentliche Betonung der Gleichheit 

der vier Stellen auffällig, gerade in jener Zeit Hartknochs. Man 

kann daraus wohl entnehmen, daß eine communis opinio das 

Gegenteil annahm, und der Vorschlag der Regierung selbst gibt 

0 Erläutertes Preußen 1 99. 

2) „ .. 1 99. 

3) „ „ I 90. 
4) Urk. Geseh. der Tettau'sclien Familie, S. 844. 



ihr eigentlich Recht. Im letzten Viertel des 17. Jahrhunderts 

also mag dies Anfsteigen zur Regel geworden' sein. 

Das Recht der Absetzung steht dem Herzog zu; zwar be¬ 

stimmt der Rezeß von 1566, daß der Herzog keinen von seinen 

Beamten ohne genügsame Ursachen mit Ungnaden Urlauben1) 

oder verstoßen soll, aber wenn jemand sträflich befunden und mit 

Recht überwunden, dann soll er seiner Übertretung gemäß, selbst 

wenn es einer der Regenten sein sollte, der Strafe nicht über¬ 

hoben sein2). Schon der Oberburggraf Merten Kannacher3) be¬ 

dingt sich, um vor ungerechter Verurteilung sicher zu sein, da¬ 

her aus, daß ihm zur Verantwortung vor Augen gestellt werde, 

wer dem Herzog etwas über ihn zutrage. Eine Entlassung in 

Ungnaden ist immer £ine Seltenheit. Sie trifft z. B., wie sich 

aus dessen undatierter (c. 1570) „Besclrwerde und Verteidigungs¬ 

schrift bei Gelegenheit seiner Entlassung“ ergibt, den Marschall 

Borcke, „dessen Practizieren4) der Herzog nicht länger zu leiden 

gewillt ist.“ Anscheinend ist der Herzog der Meinung,- daß 

Borcke nur Krankheit vorschütze, um vom Dienst loszukommen. 

Borcke kommt die Entscheidung, daß er entlassen sei, sehr über¬ 

raschend; er beteuert, es sei ihm nie in den Sinn gekommen, 

„fürstl. Gnaden vor den Kopf zu stoßen oder den Stuhl vor die 

Türe zu setzen5).“ Er erbittet deshalb zwei Monate Frist zur 

Abwicklung seiner Angelegenheiten6). 

Die sonst übliche Kündigungsfrist, an die beide Teile 

gleichmäßig gebunden sind, beträgt drei Monate. Halbjährliche 

Kündigung wird in der Bestallung des Sekretärs Hans Geisen- 

0 Privilegia S. 61 b. 

2) ' „ S. 79 a (Albreelits Testament). 

ü) Kgb. St. Arch. Foliant 913. S. 101—106. 

4) Ygl. S. 75, Anmerk. 2. 

5) Kgb. St. Arch. Etatsmin. 121 b. (6. 21. 83.) 

6) Nach Nostitz S. 127 und 162 -'3 hätte Borcke sich nicht gescheut, den 

Sekretär Balthasar Gans zur Ausstellung einer falschen Verschreibung zu veran¬ 

lassen. Bei der Verlesung vor der Unterzeichnung hat Gans den fraglichen Passus 

einfach unterdrückt. 
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dörfer1) vereinbart, dessen Dienstvertrag- auf zehn Jahre ali- 

geschlossen wird. Ob ein Vertrag als stillschweigend um die 

gleiche Dauer verlängert gilt, wenn keine Partei von dem Kiin- 

digungsrechte Gebrauch macht, ist nicht ersichtlich. Aus der 

Tatsache, daß Borcke zum zweiten Male auf zehn Jahre paktiert, 

sollte man folgern, daß es nicht üblich war. Krusch2) nimmt 

an, daß die zeitliche Beschränkung des Amtsverhältnisses ihre Er¬ 

klärung in dem Wunsche der Beamten finde, durch neue Ver¬ 

einbarungen nach Ablauf der alten mit dem raschen Sinken des 

Geldwertes einen Ausgleich herzustellen. 

Freiwillige Amtsentsagung begegnet uns wiederholt. 

Allerdings darf die gemeinsame Amtsniederlegung der Oberräte 

zur Zeit des langen Landtags kaum so bezeichnet werden; denn 

sie geschieht unter dem Druck der Landschaft und angesichts der 

Drohung, daß polnische Kommissare zum Eingreifen veranlaßt 

werden würden. Mitunter mag- Krankheit auch nur ein Vor¬ 

wand der Amtsentsagung gewesen sein. Der Erbtruchseß von 

Waldburg, der 1631 aus dem Obermarschallamt scheidet, hat 

sich anscheinend mit seinen Kollegen nicht recht stellen können. 

In dem Schreiben, in dem sie ihn zum Verzicht auf den Bück- 

tritt veranlassen wollen, deuten sie derartiges an: Sie hätten noch 

nie einige Mängel an den ihm von Gott verliehenen rühmlichen 

Qualitäten verspürt. Falls es sich aber zuweilen begeben hätte 

(dessen sie sich doch eigentlich nicht erinnerten), daß die vota 

in consultationibus und deliberationibus nicht alle gleich gefallen, 

sondern eines von dem andern in etwas discrepiret, wie es denn 

die libertas votandi nach jedwedes Discretion und judiciis mit¬ 

bringet und einem diese, dem anderen eine andere ratio deter- 

minandi beikomme, daher es denn bisweilen Widereiferung ver¬ 

ursachet, da dann ein jeder nach seinem Gewissen zu votieren 

obligiret, so einige man sich doch endlich zu einem Schluß und 

finde nach der Sache Beschaffenheit richtige kollegialische Ver 

p Kgb. St. Arch. 13037, S. 69. Kopie vom 2-4. Aug. 1578. 

'-) Krusch 1893. S. 228. 



gleichung. Deshalb versähen sie sich von dem Herrn ernstlich, 

er werde daraus keinen Argwohn eines Despects oder Be¬ 

schimpfung seiner votorum und seines Tuns und Lassens mit 

Billigkeit erschöpfen1). 

12. Besoldung der () b e r r ä t e. Urlaub. 

Die Amtsführung der Oberräte und der ihnen nachgeord- 

neten Beamten geschieht nicht ehrenamtlich unentgeltlich, son¬ 

dern sie haben Anspruch auf eine Entschädigung, die durch 

einen Privatdienst vertrag normiert wird. In der Pegel findet 

sich im Schluß der Bestallung eine Vereinbarung über die Be¬ 

soldungsverhältnisse, die mitunter auf die des Amtsvorgängers 

Bezug nimmt. Meistens wird die Entschädigung von Fall zu 

Fall festgesetzt. Der Herzog erkundigt sich entweder durch1) 

Mittelpersonen, ob der in Aussicht Genommene mit einem be¬ 

stimmten Angebot zufrieden sein werde, oder er fordert ihn auf, 

selbst Vorschläge zu machen, dabei aber auch die jetzige (1562) 

„Bedrückung“ des Herzogs zu berücksichtigen. Joachim von 

Borcke, um den es sich handelt, hofft diesem Umstande Rech¬ 

nung getragen zu haben; anderseits heischt auch er Berück¬ 

sichtigung des Umstandes, daß er von Jugend auf mehr als 

20 Jahre des Herzogs Diener gewesen und sich nun in seinen 

alten Tagen nochmals verpflichte; allerdings hätte er nicht Lust, 

einem andern Herrn auch um ein mehreres zu dienen. Der 

Herzog antwortet dann mit einem Gegenvorschlag, der auf die 

allgemeinen Grundsätze der Borckeschen Aufstellung eingeht, 

in den Ansätzen aber dahinter zuriickbleibt. 

Wie überhaupt in diesen Zeiten des Übergangs von der 

.Naturalwirtschaft zur Geldwirtschaft und des noch mangelhaft 

ausgebildeten bureaukratischen Systems setzt sich die Besoldung 

aus mehreren Bestandteilen zusammen. 

Zunächst wird eine Geldentschädigung für das Jahr fest¬ 

gesetzt ; ihre Höhe beträgt für Bösenrade 500 Mark. Dazu kommt 

0 Kgb. St. Avch. Etatsmin. 121b. (Schrank b. 21. 58.) 



dann für ihn, seine Hausfrau, Kinder und Gesinde die Zeit 

seines Lebens die ehrliche Lieferung Essens und Trinkens samt 

Schlaf- und Mittagstrunk, dazu Futter, Nagel und Eisen (für 

die Pferde) wie des Hofes Gebrauch. Der Herzog sorgt für des 

Burggrafen und seiner Knechte Kleidung, ebenso für Pferde 

und Leibschaden. Endlich tritt dazu, und diese Bestimmung faßt 

wohl vor allem die zukünftige Sicherstellung ins Auge, ein Lehn¬ 

gut oder Erbfall im Werte von 3000 rh. Gulden, und zwar der 

nächsterledigte. Sollte in fünf Jahren keine Vakanz eintreten, 

so soll die Rentkammer die 3000 Goldgulden bar zahlen1), die 

im Lande anzulegen sind. 

Joachim Borcke spricht 1562 ausdrücklich den Wunsch 

aus, weder Dörfer noch Güter zu erhalten, da der Herzog schon 

viele Ämter entbehre und weil auch er ohne Versäumung seiner 

Amtsobliegenheiten sich nicht hinreichend um sie bekümmern 

könnte. Dafür wird seine Besoldung entsprechend erhöht. Zwar 

soll er sich auf zehn Jahre verpflichten, aber er soll nach seinem 

Vorschlag in den ersten fünf Jahren 5000 Mark (nach des Her¬ 

zogs Wunsch in 4 Jahren 4000 Mark) erhalten, und dann später 

nur die übliche Ausspeisung und Versorgung seiner Leute. Man 

sieht, wie er die Besoldung mit Rücksicht auf sein hohes Alter 

und seine dadurch in Frage gestellte Diensttauglichkeit gestaltet. 

Daneben will er Haus und Garten, die er auf seine Kosten „im 

wesentlichen Gebäu“ (gutem baulichem Zustand) halten will, für 

sich und seines Weibes Tage behalten, falls es sich nicht „ver¬ 

ändere“, unter Umständen sogar erblich. Gegen eine solche 

tÜbertragung erheben späterhin sogar die Stände Einspruch. 

Eine grundsätzliche Änderung tritt in der Besoldung durch 

den Markgrafen Georg Friedrich ein2). „Zur Abschneidung aller¬ 

lei Unordnung und des vielfältigen Austragens, auch nach Ge¬ 

legenheit des geringen Vorrats auf den Ämtern und sonst“ schafft 

er die Deputate, d. h. die freie Ausspeisung des Amtsinhabers 

0 Kgb. St. Arcli. Etatsmin. b. (Schrank 6. 21. 24—26.) 

-) Kgb. St. Arcli. 13037 S. 56. 



und seiner Familie ab und ersetzt sie bei den Oberräten durch 

Zahlung: von 400 Mark. Nur für vier Personen ihres Gesindes, 

die auch freie Wohnung zu Hofe haben, bleibt die Ausspeisung 

bestehen. Was daneben zu leisten ist, ist genau aufgeführt: 

1. auf 5 Pferde Hafer das gewöhnliche Futtermaß, 

2. auf so viel (also 5) Personen die gebräuchliche Hofbekleidung, 

3. anderthalb Ohm Wein, 

4. siebzehn Achtel Holz, 

5. für sein Gesinde 15 Tonnen Covent. 

Dazu erhält der Oberrat Korn und Malz um zwei Groschen für 

den Scheffel unter dem sonstigen Verkaufspreis und das Hecht, 

zu Hofe brauen zu lassen, soweit das ohne Behinderung des 

herzoglichen Brauers geschehen kann. 

In der Bestallung des Kanzlers Herrn Merten v. Wallen- 

rodt wird auch schon für die vier Personen des Gesindes Kost¬ 

geld gezahlt, vso daß sich dessen Einkommen folgendermaßen zu¬ 

sammensetzt (9. Oktober 1619): 

350 Mark Besoldung 

400 Mark fürs Deputat 

300 Mark Audition1) 

384 Mark ogl. Kostgeld, 

dazu noch Wein, Bier, Holz. Für die Zeit von Martini bis 

Lichtmeß werden ihm wöchentlich 7 Schock große und 1 Schock 

mittlere und für den Stall 14 mittlere und 20 kleine Lichte 

geliefert. 

Aus der Zusammenstellung der2) Bestallungen unter dem 

13. August 1578 ist die Gehaltsabstufung der Oberräte zu er¬ 

sehen. Der Landhofmeister erhält als Hatgeld und Besoldung 

400 Mark, der Burggraf 463 Mark 36 Schilling, der Kanzler 

440 Mark, der Obfermarschall 350 Mark. 

Zum Vergleich gebe ich die Besoldungen einiger anderer 

Beamten. 

0 Gebühr für Anwesenheit und Dienst als testis bei Beurkundungen (?). 

-) Kgb. St. Arch. 13037 S. 56. 
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Der Vizekanzler1) David Hosmann soll neben freier Woh¬ 

nung 400 Mark Besoldung und 400 Mark an Stelle eines Deputats 

erhalten, Wein, Holz und ein Gnadengeschenk von 2000 Mark, 

zahlbar in vier Jahren je 500 Mark. 

Enoch Baumgartner erhält nach seiner Beförderung zum 

lateinischen Obersekretär 200 Mark Besoldung, 20 Mark für 

einen Ochsen und ein Schwein, 1 Tonne Butter, 1 Schock Hechte, 

1 Schock Karpfen, 1 Last Roggen, 10 Scheffel Malz, 5 bezw. 

8 Achtel Holz (hart bezw. leicht), Licht, wöchentlich 1 Stof Wein. 

Er wünscht dazu noch 1 Schock Hühner, 20 Gänse und 1 Tonne 

Dorsch, da der Obersekretär Dargitz die oben erwähnten Ein¬ 

nahmen neben dem freien Tisch für 3 Personen gehabt habe. 

Als lateinischer Sekretär hatte Baumgartner 150 Mark Be¬ 

soldung mit ungefähr denselben Naturalien gehabt. 

Für den Fall, daß sich über die Auslegung und den Inhalt 

einer Bestallung Streit erhebt, haben die andern Räte des Her¬ 

zogs nach billigem Ermessen zu entscheiden. 

An die Abmachungen über die Besoldung während der 

Amtsdauer schließen sich mitunter noch besondere Verein¬ 

barungen über die Zeit der Inaktivität an. Herzog Albrechts 

'Testament bestimmt ganz allgemein: „Es sollen alle getreuen 

Diener und Dienerinnen, die es sich in ihren jungen Jahren 

haben sauer werden lassen, nicht leichtlich verstoßen werden, viel¬ 

mehr sie und ihre Kinder der gepflogenen Treue und Dienst¬ 

willigkeit mit Haltung der Ämter und sonst genießen. “ So wird 

in der Kanzlei dem erblindeten Schreiber Hock jahrelang sein 

Gehalt weitergezahlt; so wird dem Andreas Müntzer, der sich 

in seinem Dienste als Rat und „oberlateinischer“ Sekretär 

27 Jahre treulich, fleißig, ehrlich und aufrichtig verhalten hat, 

seine jungen vermögenden Jahre dabei zugesetzt hat und in Ab¬ 

nehmen seiner Leibeskräfte gekommen ist, gestattet, mit Schrei¬ 

ben und Stellen, desgleichen mit Verschicken und Reisen und 

0 13037 S. 50. 
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dem tagtäglichen Aufwarten in der lfatstube verschont zu sein ; 

auch an die leges der Hofgerichtsordnung soll er so genau nicht 

mehr gebunden sein1). 

Geld, das etwa aus herzoglichen Kassen gezahlt wird, muß 

freilich nach den wirtschaftlichen Grundsätzen der Zeit im 

Lande bleiben. Bösenrade muß die 3000 Gulden in Preußen in 

erblichen Gütern anlegen, und J. v. Borcke hat das Bewußtsein, 

etwas Außergewöhnliches zu verlangen, wenn ihm die 100 Mark 

Besoldung auch ,,außer Landes folgen“ sollen, die er nach Nieder¬ 

legung des Marschallamtes jährlich zu beanspruchen hat. 

Ob nun den Kegenten der Besoldung wegen ein Gut über¬ 

tragen wurde oder nicht, immer waren sie nach den Privilegien 

des Landes landgesessene Leute. Daher ist schon früh eine 

Regelung der ITrlaubsverhältnisse notwendig. Dem Landhof¬ 

meister Hans Jakob Erbtruchseß zu Waldburg wird ein Jahres¬ 

urlaub von insgesamt 8 Wochen zugebilligt, der sich über das 

ganze Jahr verteilen soll, damit er sich auf seine Güter begebe 

und daselbst die Notdurft bestelle. Sollte er je einmal um 

wichtiger Geschäfte willen von diesem Urlaub abberufen werden, 

so soll dessen Gesamtdauer darunter nicht leiden. Später 

schließen die Oberräte untereinander einen Vergleich, wann jeder 

auf seine Güter reisen dürfe, so daß jeder im Laufe von 3 Mo¬ 

naten dazu kommt. Daß jemand von den Hofgerichtsräten oder 

Hauptleuten „unersucht“ (= ohne Urlaub) verreist, sollen die 

Oberräte nicht dulden. (5. Februar 1613.) Im Jahre 1630 ist 

von „ordinär ferien“ für die Hofgerichtsräte die Kede; wer 

außerhalb dieser verreise, solle durch Einbehaltung des Eutter- 

und Kostgeldes bestraft werden. 

13. Geschäftsgang. Dienststunden. 

Über den Geschäftsgang bei den Oberräten im besonderen 

ergibt sich aus dem vorliegenden Material nur sehr wenig. 

Mündliche Verhandlung ist die Kegel und gilt gleichsam als 

natürliche Voraussetzung einer kollegialischen Behandlung. Aus- 

D Kgb. St. Arcli. Etatsmin. 121b. (6. 21. 83.) 



nahmsweise, weil Landhofmeister und Kanzler sich wider Ver¬ 

muten ex consilio medieorum nicht in die Luft begeben, sondern 

weiter einhalten müssen, tragen die Oberräte ihre vota (bei der 

Wahl eines Obermarschalls) schriftlich zusammen. (21. Januar 

1632.) Das geschieht ordini, d. h. in der Reihenfolge Kanzler 

Burggraf und Landhofmeister. Daraus ergibt sich wohl, daß 

nach römischem Rechte in aufsteigender Reihenfolge abgestimmt 

wird1). Auch wegen der Beförderung des Christoph Kaps zum 

Obersekretär verkehren die Oberräte schriftlich miteinander. 

I )er eine, v. Krevtzen, unterschreibt sogar ein Blankett, nach¬ 

dem er sich über seine Meinung zu der Frage ausgesprochen hat. 

Denn im allgemeinen ist es erwünscht, einig zu sein. Man 

fürchtet sonst, daß es „in Berlin ein seltsames Ansehen und 

Nachdenken gewinnen möchte, wenn die Herren discrepantes 

seien“. Bei mündlicher Verhandlung wird z. B. durch den 

Kanzler vermeldet, was notwendig zu beratschlagen und was 

(überhaupt) noch zu beratschlagen ist (er proponiert). Darauf 

referiert dann irgend ein Sachkundiger, z. B. der Münzmeister. 

Bei der dann folgenden Umfrage und Meinungsäußerung ist eine 

bestimmte Reihenfolge nicht ersichtlich und nach der Natur der 

Sache wohl auch nicht zu erwarten. Der Schluß, entweder Ver¬ 

tagung oder endgültige Beschlußfassung, geschieht dann wieder 

durch den Kanzler oder auch durch den Burggrafen. 

Uber die Unterzeichnung der Schriftstücke bestimmt Georg- 

Friedrich 1586 folgendes: Rechtssachen sollen durch den Hof- 

richter und Vizekanzler, Kammer-, Land- und Amtssachen sowie 

andere Befehle durch zwei der Oberräte und einen fränkischen 

Rat, wichtige Dinge dieser Art durch alle Oberräte, und was an 

den Markgrafen zu eigener Entscheidung gelangt, durch alle 

unterschrieben werden, die an der Beratung teilgenommen 

haben2). Die Unterzeichnung durch fränkische Räte und Vize¬ 

kanzler kam später in Wegfall. 

*) Vgl. Hartknoch: Altes und neues Preußen S. 657. 

2) Instruktion 3. Mai 1586. Etatsmin. 121a. 
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Die Dienststunden der Oberräte sind wohl kaum genau 

festgelegt gewesen; man könnte zum Vergleich die S. 20 er¬ 

wähnten Verpflichtungen der Hofgerichtsräte heranziehen. 

Spätere Hofgerichtsordnungen fordern von dem Kanzler, daß 

er täglich wenigstens zwei Stunden in der Ratstube sich aufhalte, 

und auch der Vizekanzler soll sich nach Möglichkeit der Händel 

daselbst an nehmen. An Stelle des Burggrafen wird zu stetiger 

und täglicher Aufsicht auf die* Ratstube der ihm untergebene 

Hofrichter bestimmt. Der Hofräte Dienststunden werden auf 

sechs bis neun IJhr vormittags im Sommer, sieben bis zehn Uhr 

im Winter festgesetzt, dazu nachmittags von ein bis vier Uhr. 

Dienstfrei sind der Mittwochnachmittag und der ganze Sonn¬ 

abend. (Ordnung v. 1578.)1) Die2) Hofgerichtsordnung von 

1583 bestimmt, daß die Oberräte wenigstens jeden Dienstag und 

Mittwoch vollzählig an den Verhandlungen des Hofgerichts teil - 

nehmen. Aus der Zeit des Großen Kurfürsten (1670) hat sich 

ein „Un vorgreif lieher Ratschlag“3) eines Tettau erhalten, der 

neben einigen Organisationsvorschlägen auch Hinweise auf 

manche Mißstände und Unordnungen in der Oberratstube ent¬ 

hält, denen Tettau eben ein Ende machen will. So ist es noch 

nötig zu verlangen, daß „nicht ein jeder in die Oberratstube 

(ohne weiteres) hineinläuft, sondern daß man sich durch den 

Aufwärter anmelden lasse. Es ist oben erwähnt, wie streng den 

Beamten der Kanzlei die Pflicht der Verschwiegenheit ein¬ 

geschärft wird. Wie wenig sorgfältig darin zu Werke gegangen 

sein mag, läßt Tettaus Eorderung erkennen, daß derjenige, der 

sein Gewerbe beigebracht hat und verabschiedet ist, in der Rat¬ 

stube nicht stehen bleiben und hinhören soll, was in andern 

Sachen verhandelt wird, sondern sofort „seinen Abtritt zu 

nehmen“ hat. An den letzten Teil der Hofgerichtsordnung von 

1541 erinnert dann der Vorschlag Tettaus mit dem Verlangen, 

x) Grube, I S. 2 und 3. 

-) Grube, IS. 15. 

3) Kgb. St. Arch. Etatsmin. 121 a. Es wird wohl der S. 52 erwähnte 

Kanzler Johann Dietrich von Tettau sein. 



daß in der Oberratstube jeder sich gegen seinen Widerpart aller 

Bescheidenheit gebrauchen und seinen ,,behörigen Glimpf bei¬ 

behalten“ solle und an solchem Ort bei Vermeidung ernster 

Strafe den Respekt gegen den Kurfürsten gebührendermaßen 

untertänigst beobachte. 

Doch waren dies schließlich nur geringe Sorgen. Der 

Kurfürst, der zwischen Schweden und Polen sich zu behaupten 

und die Souveränität unter so schwierigen Umständen zu erlangen 

gewußt hatte, konnte wohl leicht mit dem Mangel an Disziplin 

im preußischen Beamtentum fertig werden. 
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